FIGU-
ZEITZEICHEN °©

BESUCHEN DIE ERDE

D

Freie
Interessengemeinschaft
4 FIGU

19

Aktuelles * Einsichten * Erkenntnisse 8 g
Erscheinungsweise: Internetz: www.figu.org 2. Jahrgang
Sporadisch E-Brief: info@figu.org Nr. 36, Mirz 2016

Organ fiir freie, politisch unabhangige Ansichten und Meinungen zum Weltgeschehen
Laut <Allgemeine Erklarung der Menschenrechte» vom 10. Dezember 1948, Artikel 19, cMeinungs- und Informationsfreiheit»:
Jeder Mensch hat das Recht auf freie Meinungsausserung; dieses Recht umfasst die
Freiheit, Meinungen unangefochten anzuhdangen und Informationen und Ideen mit allen
Verstandigungsmitteln ohne Riicksicht auf Grenzen zu suchen, zu empfangen und zu verbreiten.

Aussagen und Meinungen miissen nicht zwingend mit dem FIGU-Gedanken-, Interessen-, Lehre- und Missionsgut identisch sein.

Glenn Greenwald: Kriminalisierung von Kritik an Israel

grosste Gefahr fiir Meinungsfreiheit im Westen
18.02.2016 + 08:15 Uhr

Quelle: Reuters
Glenn Greenwald

In einem umfangreichen Debattenbeitrag prangert der Snowden-Vertraute und Mitbegriinder
der Enthiillungsplattform The Intercept, Glenn Greenwald, die Kriminalisierung von Kritik
an Israel an. Aktivisten, die sich fiir Paldstinenser-Rechte einsetzen, werden gezielt attackiert
und zensiert. Nicht nur in Israel, sondern in allen westlichen Staaten und verstirkt auch an
US-amerikanischen Universititen. Darin sieht Greenwald eine virulente Gefahr fiir die
Meinungsfreiheit in westlichen Staaten.
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Der Journalist Glenn Greenwald begibt sich gleich zu Beginn seines aktuellen Debattenbeitrages: <Die grosste
Gefahr fiir die freie Meinungsdusserung: Die Kriminalisierung des Aktivismus gegen Israels Besatzungspolitiks
auf umkimpftes Gebiet:

«Es gibt eine sehr gut koordiniert und finanziell gut ausgestattete Kampagne, angefiihrt von Israel und seinen
Unterstiitzern, um politischen Aktivismus gegen die Israelische Besatzungspolitik [...] zu kriminalisieren.»
Allein eine solche Aussage reicht vielen zionistischen Profi-Propagandisten schon aus, um Greenwald, selbst
judischer Abstammung, mit wiisten Antisemitismus-Vorwiirfen zu tiberhdufen. Doch Greenwald scheint sich
davon nicht einschiichtern zu lassen. Detailliert beschreibt der Journalist den Kampf israelischer Interessen-
gruppen gegen Aktivisten der weltweiten BDS-Kampagne, die Boykott, Kapitalentzug und Sanktionen be-
inhaltet, mit denen Israel dazu bewegt werden soll, die Rechte der Palidstinenser zu achten. Die Kampagne
nimmt sich jene zum Vorbild, die schon einmal ein Apartheids-Regime zu Fall brachte — ndmlich der Protest
gegen Stidafrika in den 1980er Jahren.

In Israel soll nun ein Gesetz in Kraft treten, das es Auslindern verbietet, das Land zu betreten, wenn diese die
BDS-Kampagne unterstiitzen. Jedoch soll langst nicht nur in Israel die Kritik an der Besetzung der Paldstinenser-
gebiete zensiert und kriminalisiert werden. «In westlichen Landern generell», so Greenwald, der damit vor einer
generellen Einschrinkung der Meinungsfreiheit warnt.

So ist beispielsweise in den USA der Kampf gegen Israel-Kritik in bedenklichem Masse erfolgreich. Aus US-
amerikanischen Universititen wurde diese praktisch bereits verbannt.

Ein Report, den Greenwald zitiert, beschreibt die Campus-Zensur. Pro-Paldstinensische Professoren werden
gefeuert, Anti-Besatzungs-Studenten werden bedroht und aus Kursen geschmissen, paldstinensischen Uni-
Gruppen wird das Geld entzogen und fiir das Schwenken der palidstinensischen Flagge wird auch schon mal ein
Disziplinarverfahren eingeleitet.

Die zionistischen Zensoren und Meinungswichter konnen sich dabei auf beste finanzielle Ausstattung verlassen.
Neben anderen Milliarddren spendete auch der ehemalige Mehrheitseigner der ProSiebenSat.1 Media SE, Haim
Saban, mehrere 10 Millionen Dollar, damit der Kampf gegen die BDS-Kampagne an den US-Unis gefiihrt
werden kann.

Greenwald stellt am Ende seines Beitrags, der vollstindig auf <The Intercept> gelesen werden kann, noch einmal
klar: Kritik an der BDS-Kampagne ist vollends legitim und «nur Firsprecher der Tyrannei konnen die faktische
Kriminalisierung der Art von Aktivismus, der die Apartheid in Siidafrika beendet hat, unterstiitzen.»

Quelle: https://deutsch.rt.com/international/36851-glenn-greenwald-kriminalisierung-von-kritik/

Wahnsinn: Deutsche Krankenversicherte sollen fiir Auslinder bezahlen
Die wahnsinnige Masseneinwanderung schafft immer mehr Probleme. Heute gab es die Pressemeldung, den
Krankenversicherungen wiirden bereits hunderte Millionen fehlen wegen der kostenlosen medizinischen
Versorgung von hergelaufenen Auslindern. Und nun raten Sie mal, wer das moglicherweise bezahlen soll! Die
deutschen Krankenversicherten! Finanzgauner Schiuble will anscheinend nicht mehr Steuergelder hergeben,
so dass die Krankenversicherungen riesige Fehlbetrage haben. So kommt es eben, wenn man so blod und so
verantwortungslos ist, Millionen von Fremden ungehindert hier eindringen zu lassen. Von Tag zu Tag wird
deutlicher, welch ungeheure Kosten Merkels Irrsinn verursacht. Wollen Sie mit Ihrer Krankenversicherung auch
noch Ausldnder bezahlen? Ich nicht! Ubrigens gibt es eine ganze Reihe von Deutschen, die nicht krankenver-
sichert sind, weil sie die Versicherung nicht bezahlen konnen. Da aber Versicherungspflicht besteht, bekommen
sie bei Nichtzahlung zwar keine Leistungen, aber ihre Schulden gegeniiber der Krankenversicherung steigen
trotzdem. Ein Wahnsinn! Hilft jemand diesen Deutschen? Nein! Anscheinend muss man den Fliichtling spielen,
damit man alles kostenlos bekommt, wofiir Deutsche viele Jahre arbeiten miissen. Ungerechter geht es wohl nicht.

Israelischer Kriegsverbrecher Netanjahu plaudert mit Merkel
Besuch eines Verbrechers: Israels Ministerprasident Netanjahu, der als Kriegsverbrecher gilt, der am Tod von
tausenden Paldstinensern Schuld ist, war heute bei Merkel. Wie immer war Merkel mal wieder unterwiirfig
gegeniiber Israel und versprach, das Verhiltnis zum Iran nicht zu normalisieren. Dabei geht es Israel einen Scheiss -
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dreck an, mit wem wir welche Beziehungen haben. Merkel war natiirlich auch zu feige, energisch fiir das Selbstbe-
stimmungsrecht der Paldstinenser einzutreten und ganz klar einen wirklich unabhingigen Paléstinenserstaat zu
fordern. Was von israelischen Politikern zu halten ist, siecht man nicht nur an den Verbrechen Netanjahus, sondern
auch daran, dass sein Vorganger Olmert inzwischen wegen Korruption im Gefangnis sitzt, die in Israel offenbar
weit verbreitet ist. Auch gegen andere israelische Politiker gab es Korruptionsvorwiirfe und der frithere Staats-
prasident Katz wurde sogar als Sittlichkeitsverbrecher verurteilt. Erfreulich immerhin, dass manche dieser israe-
lischen Politverbrecher verurteilt wurden und die Justiz da wenigstens in Teilen funktioniert. Ubrigens: Ob Merkel
Israel wieder tippige Geschenke auf Kosten der deutschen Steuerzahler gemacht hat, wurde bisher nicht bekannt.

Dummdreiste Liige der Merkelregierung

Offenbar will die Merkelregierung mit Hilfe von dreisten Liigen die Landtagswahlen im Mirz beeinflussen. So
wurde heute die Falschmeldung verbreitet, dieses Jahr kimen ur> eine halbe Million zusitzlicher Einwanderer
(angebliche «Fliichtlinge>). Abgesehen davon, dass auch eine halbe Million Zuwanderer viel zu viel wire (Frank-
reich zum Beispiel will nur 30 000 aufnehmen) ist die Zahl nach heutigem Stand eine dreiste Falschung. Schon
im Januar sind etwa weitere 100 000 Fremde gekommen und das in der kalten Jahreszeit, so dass in den wiarmeren
Monaten noch viel mehr Zuwanderer befiirchtet werden miissen. Aber die Merkelregierung will ja um jeden Preis
die Wahlen beeinflussen und deshalb liigt sie wie von der Liigenpresse gedruckt. Es gibt bisher leider keinen Grund
zu der Annahme, dass die Zahl der Zuwanderer nennenswert sinken wird, eher ist das Gegenteil zu befiirchten.
Allenfalls kann man hoffen, dass alle anderen EU-Linder helfen, den Merkelwahnsinn zu stoppen und dass da-
durch vielleicht weniger Leute kommen. Das geschieht aber dann nicht durch Merkel, sondern gegen Merkel.

Wenn Merkel den Mund aufmacht, liigt sie

Da Merkel auf allen Gebieten grauenhaft versagt hat, gerdt manches in Vergessenheit. Deshalb hier zur Erinne-
rung: Vor 10 Monaten hat Liigen-Merkel den ukrainischen Ministerprisidenten Jazenjuk gelobt fiir angebliche
bedeutende Reformschritte und die Bekimpfung der Korruption und ihm deutsches Geld versprochen, wie das
Merkel ja tiberall macht. Heute nun wurde bekannt: Dieser Jazenjuk ist so zwielichtig, so korrupt und hat so
sehr versagt, dass selbst der ukrainische Prisident ihn loswerden mochte. So ist die Merkel eben: Sie lobt die
Falschen und unterstiitzt die Kriminellen, was sie tibrigens gerade gegentiber ukrainischen und sonstigen
Finanzgaunern immer wieder getan hat.

Feige Merkel wagt keine Vertrauensfrage

Die vollig gescheiterte Frau Merkel hat ausrichten lassen, dass sie nicht die Vertrauensfrage stellen will. Kein
Wunder, denn ihre grauenhafte chaotische Politik wird nur noch von den deutschfeindlichen Griinen unter-
stiitzt. Selbst in der SPD gibt es jetzt verschiedentlich Kritik. Da wirft etwa Gabriel Merkel vor, die Kosten der
Einwanderung zu verschweigen. Da hat Genosse Gabriel ausnahmsweise recht. Wie sehr Merkels irrsinnige
Politik abgelehnt wird, konnte ich gerade im Géstebuch von <Hart, aber fair» sehen. Fast nur heftige Kritik an
Merkel. Fast niemand glaubt Merkel. Bin gespannt, ob das in der Sendung auch so zugegeben wird oder ob man
da manipuliert und Hofberichterstattung macht.

Deutschland geht es immer schlechter
Wihrend Liigner wie Merkel und Schiuble und andere Dummschwitzer stindig behauptet haben: «Wir sind
ein reiches Land und konnen deshalb noch viel mehr Fremde aufnehmeny, sieht die Wahrheit mal wieder anders
aus. Wie Focus online berichtet, hat eine Expertengruppe des Bundesfinanzministeriums untersucht, wie die
Finanzlage Deutschlands wohl in den kommenden Jahren aussehen wird. Das schockierende Ergebnis: «Um
Deutschlands Finanzen steht es deutlich schlechter als gedacht. Dem will das Finanzministerium entgegen -
steuern — mit einem drastischen Vorschlag». Der «drastische Vorschlag» ist offenbar der, dass die Deutschen noch
viel ldnger als bis 67 Jahre arbeiten sollen, ausgenommen natiirlich die Politiker, die oft schon nach wenigen
Jahren <Titigkeit> Pensionen haben, die wesentlich hoher sind als die von Normalbiirgern, die jahrzehntelang
gearbeitet haben. Ubrigens: In Kiirze bekommen die Bundestagsabgeordneten wieder mehr Geld, natiirlich
auch wieder viel mehr, als etwa die Erhohung bei den Rentnern ist. Die Unverschamtheit der Regierenden wird
immer schlimmer: Sich selbst die Taschen vollstopfen, aber den Deutschen sagen «Ihr miisst linger arbeiten,
denn fiir Euch haben wir kein Geld.» Natiirlich hat man fiir die Deutschen trotz der hochsten Steuereinnahmen
in der Geschichte kein Geld, wenn man irrsinnige Milliardenbetrage an Auslinder und das Ausland verschiebt.
Noch skandalgser wird es, wenn hergelaufene Auslidnder all das kostenlos bekommen, wofiir normale Deutsche
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viele Jahre arbeiten miissen. Und die Fille, wo Zuwanderer mit Wohltaten tiberhduft werden, sind ja zahlreich.
Standig tiberbieten sich verriickte und deutschfeindliche Gutmenschen darin, Auslandern all das kostenlos an-
zubieten, wofiir Deutsche bezahlen miissen, vom Museumsbesuch bis zu irgendwelchen Fahrten. Und wihrend
die Deutschen fir ihre Krankenversicherung stindig mehr bezahlen miissen, werden Zuwanderer kostenlos
behandelt. Dass es deshalb geradezu einen Krankentourismus nach Deutschland gibt, ist naheliegend. Ubrigens
ist das Problem nicht neu. Schon vor etlichen Jahren haben mir Auslinder erzihlt, wie andere Auslinder sich
mit falschen Papieren Leistungen der Krankenversicherung erschlichen haben. Es passt eben nicht zum Weltbild
der deutschfeindlichen Gutmenschen, dass keineswegs alle Ausldnder edle Gestalten oder arme Verfolgte sind,
sondern dass sich darunter leider auch etliche Betriiger und sonstige Verbrecher bis hin zu Terroristen befinden.
Nattirlich sind keineswegs alle Auslinder Verbrecher, aber dass etliche Auslander grosse Probleme machen, wird
nur noch von Vollidioten bestritten.

Tollpatsch Merkel vollig isoliert

Wie lange will uns Frau Merkel, diese Kombination aus Dummbheit und Verlogenheit, noch in Sachen Massen-
einwanderung auf eine «europiische Losung> vertrosten, von der langst klar ist, dass sie nicht kommen wird?
Téglich gibt es aus EU-Lindern scharfe Ablehnung von Merkels verriickter Politik. Heutige Meldung auf
Handelsblatt> online: «Der slowakische Regierungschef Fico bezeichnet Deutschlands Migrationspolitik als
«Diktat>. Einige ost- und mitteleuropéische Lander wollen nun im Alleingang ihre Grenzen schliessen. In Berlin
schrillen die Alarmglocken ...» Merkels dummdreister Versuch, die Deutschen bis zu den Landtagswahlen am
13.3.2016 zu tduschen, ist kldglich gescheitert. Hinzu kommen immer neue Probleme. Jetzt will die CDU den
Mindestlohn fiir Zuwanderer senken. Das klingt zwar insofern verntinftig, als einige der Fremden keineswegs
die (Hochqualifizierten> sind, die uns vorgegaukelt wurden, sondern Leute, fiir die es kaum einen guten Arbeits-
platz gibt. Das Problem ist aber: Wenn die Zuwanderer weniger kosten als die Deutschen, entsteht dadurch ein
Druck auf dem Arbeitsmarkt, dass sich bestimmte Deutsche auch mit weniger Lohn zufrieden geben sollen.
Das wird dann eine Abwirtsspirale, die ja gerade durch den Mindestlohn vermieden werden sollte. Wann
endlich begreifen die weltfremden Gutmenschen-Schwitzer, dass diese Masseneinwanderung unser ganzes
Sozialsystem durcheinander bringt und bedroht?

Quelle: www.anti-merkel.de, 14. — 17. Februar 2016

Russland ist an allem Schuld

Sonntag, 21. Februar 2016 , von Freeman um 17:00
Habt ihr gewusst? Russland, und speziell Prasident Putin personlich, ist an allen Problemen und an allen iiblen
Taten der Welt schuld. Das erzihlt man uns jedenfalls andauernd. Ja, Russland ist an der Fliichtlingskrise schuld,
das hat Merkel vor einigen Tagen in Ankara nach einem Treffen mit dem tiirkischen Ministerprisidenten Ahmet
Davutoglu gesagt. Vollig logisch, denn seit fiinf Jahren tobt der vom Westen angezettelte Terrorkrieg in Syrien,
aber Russland interveniert erst seit wenigen Monaten militarisch. Russland ist auch an der Krise in der Ukraine
schuld, hat das Blutbad angerichtet und den Nazi-Putsch inszeniert, der vor zwei Jahren stattfand. Dann hat
Russland das malayische Passagierflugzeug von Flug MH17 abgeschossen, bei dem 298 Passagiere umkamen,
obwohl die niederlindische Untersuchungskommission seit 12 Jahren verzweifelt versucht, die wirklichen
Téter zu verheimlichen.
Putin ist auch fir die Bankenkrise und den Absturz der Bankaktien verantwortlich, denn vergangene Woche ist
erstmals seit mehr als drei Jahren eine Bank in Deutschland geschlossen worden, die Frankfurter Maple-Bank.
Gell, ihr habt gar nicht gecheckt: Die Deutsche Bundesbank und die Europdische Zentralbank stehen unter der
volligen Kontrolle von Moskau. Aus dem Kreml wird die Geldpolitik Europas gesteuert. Putin selber hat die
Entscheidung getroffen, Negativzinsen einzufithren, um den europdischen Sparern das Geld von den Konten
zu stehlen. Und er sackt es alles ein, dieser Riuber.
Putin hat auch wahrscheinlich> die Ermordung des fritheren russischen Agenten Litwinenko veranlasst. Be -
weise gibt es keine, aber was sollen schon Beweise in der heutigen Zeit. Wir wissen es einfach und er ist generell
der «iibliche Verdichtige>. Und stellt euch vor, Russland ist auch fiir die NATO-Osterweiterung verantwortlich,
fiir das Vorriicken der NATO-Soldaten und ihr Militdrgerdt an der russischen Grenze, denn tatsichlich hat
Russland sich heimtiickisch immer ndher nach Westen zu den NATO-Basen verschoben.
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Die grosste Unverschimtheit hat aber Russland
mit der Erfindung des Wortes <Liigenpresse>
verbrochen. Das sagt Ulrich Wickert: «Ich per-
sonlich halte es nicht fiir ausgeschlossen, dass
der russische Geheimdienst den Begriff <Liigen-
presse> in Deutschland verbreitet hat», sagte der
debile Tagessau-Ableser [sic] in einem Interview.
Zwischendurch sagt er noch in der Werbung:
«Damlich lohntsich.» Ich halte es wiederum fiir
nicht ausgeschlossen, das Wickert kiuflich ist
und vom BND und der CIA rekrutiert wurde.
Moskau ist auch fiir den neuen Kalten Krieg ver-
antwortlich, ganz klar. Russland hat sich namlich
selbst die westlichen Sanktionen auferlegt, denn es will damit der deutschen Exportwirtschaft schaden und deutsche
Arbeitspldtze vernichten. Wie gemein. Der Grund: Statt zu importieren, will Putin mehr Produkte im eigenen
Land produzieren, um die eigene Wirtschaft zu stiarken. Echt hinterhiltig von ihm. Wie kann man die eigene Wirt-
schaft stidrken wollen, wo der Westen doch eine Uberproduktion hat und seinen Schrott loswerden muss?
Die russische Regierung unterwandert mit ihrer <5. Kolonne> die Bundesrepublik und will das Merkel-Regime
stiirzen. Das meint jedenfalls Berlin und hat deshalb den BND und Verfassungsschutz damit beauftragt, zu
untersuchen, ob die russische Regierung alte KGB-Methoden wiederbelebt hat. Konkret soll es darum gehen
herauszufinden, ob Russland mit geheimdienstlichen Mitteln die politische Debatte in Deutschland beeinflussen
will. Ein Weg dorthin geht tiber die Medien. Das andere Mittel, das zur Destabilisierung Deutschlands fithren
konnte, ist der Schulterschluss mit rechtsradikalen Bewegungen in Deutschland, heisst es.
Wir wissen doch, jeder, der nicht ein Anti-Deutscher ist, ist ein Nazi!
Russland beeinflusst die Medien aber so was von ganz massiv. Das sehen wir jeden Abend wihrend den Nach-
richten aus der Glotze. Nur pro-russische Propaganda, die dort lduft — richtig penetrant. Ganz besonders die
deutschen Staatsmedien ARD und das ZDF, sind extrem russenfreundlich, stellen Russland nur im Glanzlicht dar.
Und dann die vielen russischen TV-Serien und Spielfilme, mit denen sie uns iiberschwemmen, ist nicht auszu-
halten, um uns ein falsches Bild des Zustandes in Russland zu zeigen. Die Russen gewinnen immer und sind die
Helden. Mit dieser Medienprisenz, die fast alles Deutsche verdrangt und verbannt, wird die deutsche Kultur
russifiziert und die Massen fiir die Eroberung verdummt.
Das nennt man dann die umgekehrte Farbrevolution, die der Westen so oft schon fiir Umstiirze in sogenannten
«unliebsamen Landern> mit den Regierungs- und Oligarchen-Stiftungen praktiziert hat. Nur Putin-Versteher
kommen auf die Idee, das Merkel-Regime destabilisiere mit seiner zerstorerischen Politik und bedingungslosen
US-Horigkeit Deutschland selbst am meisten. Russland muss dazu gar nichts beitragen. Aber trotzdem, Russland
ist am Grexit und Brexit schuld, will die EU wieder in Einzelteile zerlegen, den Euro abschaffen und den Rubel
einfithren. «Der Rubel rollt», ist ein altes Sprichwort. Uberhaupt soll der Rubel Weltwihrung werden und Ol
soll man nur gegen Rubel kaufen konnen.
Putin ist sogar daran schuld, dass Jeb Bush das Rennen um die US-Prisidentschaft fiir die Republikaner aufge-
geben hat. Nachdem Bush nur 8% der Stimmen der Delegiertenversammlung erhielt, sagte er am Freitag: «Die
Menschen in Iowa, New Hampshire und South Carolina haben gesprochen und ich respektiere ihre Entscheidung.
Deshalb suspendiere ich meine Kampagne.» Jeb Bush hatte von dem Moment an keine Chance mehr, als Prisi-
dent Putin den amerikanischen Wihlern mitteilte, er finde Donald Trump am besten. «Er ist wirklich eine brillante
und talentierte Personlichkeit, ohne Zweifel. Er ist der absolute Gewinner im Rennen um die Prisidentschaft.»
Ja, Russland ist fiir alles verantwortlich, was auf der Welt schlecht ist. Besonders fiir Merkels schlechte Laune,
weil ein immer grosserer Teil der deutschen Bevolkerung «die Mutti> nicht mehr ausstehen kann und die Einsicht
gewonnen hat, sie muss weg! Sogar die CDU-Spitzenkandidaten in Rheinland-Pfalz und Baden-Wiirttemberg,
Julia Klockner und Guido Wolf, haben sich am Sonntag, drei Wochen vor dem wichtigen Wahltermin am 13.
Mirz, von ihrer Chefin distanziert und fordern eine Kurskorrektur — und zwar sofort! Sollte die regierende Anti-
deutsche Einheitspartei (ADE) einen Denkzettel bekommen, dann ist das natiirlich auch Russlands Schuld.
Es ist nicht so, dass Macht korrumpiert und absolute Macht korrumpiert absolut, sondern Macht zieht patho-
logische Personlichkeiten und korrupte Charaktere an, so wie stinkende Scheisse die Fliegen anzieht.

Quelle: http://alles-schallundrauch.blogspot.com/2016/02/russland-ist-allem-schuld. html#ixzz40sG2fUlf
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STIMME unD GEGENSTIMME

KLARHEIT DURCH INTELLIGENTE ANALYTIKER
WENIGGEHORTES - VOM VOLK FURS VOLK!

FREI UND UNENTGELTLICH

NICHT GLASERNE BURGER - GLASERNE MEDIEN,
POLITIKER, FINANZMOGULE BRAUCHEN WIR!

WELTGESCHEHEN UNTER

INSPIRIEREND DER VOLKSLUPE
S&G S&G
DIE VOLKER HABEN EIN RECHT AUF STIMME UND GEGENSTIMME
~ AUSGABE 7/16 ~

INTRO Anhaltender Widerstand bringt Regierung und Konzern zum Einlenken

Beginnen wir mit der positi-
ven Nachricht: Anhaltender
Widerstand lohnt sich! Der
Leitartikel zum Schiedsge-
richtsverfahren gegen ein
US-gesteuertes Wasserver-
sorgungsunternehmen zeigt,
dass selbst die Mdchtigsten
nachgeben miissen, wenn
die Betroffenen nur eng
und ausdauernd zusammen-
stehen.

Diese Ausgabe mahnt aber
auch die noch ungeldsten
Probleme an. So wird vor
allem klar, dass noch aku-
ter Handlungsbedarf besteht,
die ungerechte und morde-
rische US-dominierte Welt-
ordnung zu beenden. Doch
die Zeit, sich dafiir zusam-
menzutun, ist kurz. Wenn
selbst der vergleichsweise
L kleine” Justizminister in
Deutschland hart gegen Ein-
winde am Kurs der Bundes-
regierung vorgeht, was wird
dann der ,,groffe Bruder’
tun, der in aller Welt Kriege

anzettelt?
Die Redaktion (sl.)

US-Geschichte beweist:
USA als ,,Weltpolizei*
ungeeignet

ham. Seit langem arbeiten
US-amerikanische Globalstra-
tegen an der Verwirklichung
eines ,,amerikanischen Jahrhun-
derts, einer ,,Neuen Weltord-
nung® unter US-Vorherrschaft.
Der Werdegang der selbst-
ernannten ,,Weltpolizei“ USA
zeichnet sich jedoch nicht
durch rechtmifige Politik und
verantwortungsvolle  Fiihrer-

aca. Auf Druck der Weltbank
wurde 1999 die Konzession fiir
die Wasserversorgung von Boli-
viens drittgroiter Stadt Cocha-
bamba fiir 40 Jahre an die
Gesellschaft Agua del Turani
verkauft. Deren grofter Anteils-
eigner ist u.a. das US-Unter-
nehmen Bechtel. Folge war ein
sehr starker Preisanstieg fiir
Wasser, der schlieBlich zu hef-
tigem Widerstand der Bevdl-
kerung fiihrte. Diesen versuchte
die Regierung mit Polizei und
Militér niederzuschlagen. Sogar
das Kriegsrecht wurde verhéngt.
Doch als die Lage nach dem Tod

eines 17-jahrigen durch Polizei-
krafte zu eskalieren drohte, muss-
te die Regierung nachgeben und
der Konzern verlieB im April
2000 das Land.

Auf Basis eines Investorenschutz-
abkommens reichte darauthin
der Konzern Agua del Turani
gegen Bolivien eine Schadenser-
satzklage tiber 50 Mio. US-Dol-
lar vor einem zur Weltbankgrup-
pe gehdrenden Schiedsgericht
ein. Nur aufgrund von weiter
anhaltenden, jahrelangen Protes-
ten gab der Konzern schlieflich
nach und das Verfahren wurde
gegen Zahlung eines symbo-

lischen Betrages durch Bolivien
eingestellt. Gerade dieser Fall
zeigt, dass anhaltender Wider-
stand selbst Konzerne und Re-
gierungen zum Umlenken brin-
gen kann. Es macht auch klar,
dass weit umfassendere Freihan-
delsabkommen wie TTIP* und
TISA** gar nicht erst zustande
kommen diirfen. [1]

*TTIP = Freihandelsabkommen und
Investorenschutzgesetz zwischen
den USA und der EU

**Ziel von TISA ist die Privatisie-
rung von dffentlichen Dienstleistun-
gen wie Gesundheits-, Wasser- und
Energieversorgung sowie der Bil-
dung

Warum gewisse Kriegsverbrechen geduldet werden

el./sc. In unseren Medien blei-
ben manche Kriegsverbrechen
fast unerwéhnt. Warum?

1. Kiriegsverbrechen werden
geduldet, wenn dies der US-
amerikanischen Fiihrung, west-
lichen Riistungskonzernen so-
wie Finanzmogulen dient. So
verkaufte z.B. die USA in
den letzten Jahren Waffen im
Wert von iiber 5 Mrd. Dollar
(GB 1,9 Mrd., FR 0,9 Mrd.,
DE 0,3 Mrd.) an die arabi-
schen Golfstaaten.

2. Kriegsverbrechen werden ge-
duldet, wenn dies die US-ameri-
kanischen Interessen als Welt-
macht begiinstigt. Den USA
seien erstarkende Nationen so-
wie Biindnisse eine Bedrohung,
so US-Globalstratege George
Friedman. Es sei ,,die zentrale
Strategie der US-Geopolitik,
konkurrierende Méchte gegen-
einander aufzuhetzen und in
den Krieg zu treiben®.

3. Kriegsverbrechen werden
geduldet, da laut westlichen

Politikern und Medien die US-
Kriege (direkte oder Stellver-
treterkriege) gerechtfertigt seien,
um ,Frieden, Sicherheit und
Demokratie” in der Welt zu
garantieren. Doch Kriegsver-
brechen konnten noch nie zu
,Friede, Sicherheit und Demo-
kratie fiihren.

Mord, Krieg und andere Ver-
brechen gegen die Mensch-
lichkeit gebraucht nur der, wer
in seiner angestrebten Fithrungs-
rolle nicht legitimiert ist. [2]

»Mit Mord muss herrschen, wer den Thron geraubt. “
Friedrich Schiller (1759-1805), deutscher Dichter, Philosoph und Historiker

schaft aus. Dies verdeutlicht ein
Blick auf die letzten 239 Jahre
US-Geschichte: Seit Griindung
der Vereinigten Staaten von
Amerika im Jahr 1776 verging
kein einziges Jahrzehnt, in dem
die USA keinen Krieg fiihrten.
Von diesen 239 Jahren befan-
den sie sich 219 Jahre, also
iiber 91 % Prozent der Zeit, im
offenen Krieg mit anderen Lin-

dern. Wiahrend die ersten 120
Jahre vor allem von den India-
nerkriegen geprigt waren, wur-
de in den folgenden 120 Jahren
eine internationale Kriegsfiih-
rung zum Normalzustand.

Wohl kein anderer Weltstaat hat
im Zeitvergleich auch nur anné-
hernd so viele Kriege gefiihrt
und Chaos hervorgebracht wie
die USA. Die Bilanz eines iiber-

zeugenden Weltpolizisten, der
fir Ordnung und Sicherheit
sorgt, sdhe grundlegend anders
aus. Fiir echten Weltfrieden ist
die sofortige Beendigung der
US-Kriege und die Rehabili-
tation der geschidigten Volker
notwendig — angefangen bei
den Ureinwohnern Nordame-
rikas. [3]

Quellen: [1] http://wolf-im-freihandelspelz.tumblr.com/post/70731268633/als-bolivianisches-wasser-noch-eine-investition [2] www.kla.rv/7368 |
https://de.wikipedia.org/wiki/Humanit%C3%A4re_Aspekte_der_Milit%C3%A4rintervention_im_Jemen_2015 [3] www. washingtonsblog.com/2015/02/america-war-
93-time-222-239-years-since-1776.html | www.kla.tv/7318
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US-Pentagon wirft Russland vor, die Weltordnung zu gefihrden

anh. Wihrend einer Fachta-
gung im November 2015 kiin-
digte Pentagon-Chef Carter an,
dass die USA ihre Atomwaf-
fen modernisieren und weitere
Langstrecken-Kampfflugzeuge

anschaffen wollen. Der Grund
dafiir sei die ,,Uberarbeimng
der Abschreckungs- und Vertei-
digungsstrategie*. Damit wolle
man Russland von weiteren
Aggressionen ,,abschrecken‘ (...).
Carter warf Russland auBlerdem
vor, die Weltordnung zu gefahr-
den. Der Pentagon-Chef nann-
te als Beispiele fiir Russlands

aggressives Verhalten den Krieg
im Osten der Ukraine und Russ-
lands ,,leichtfertiges Gerede iiber
Nuklearwaffen®.

Tatsdchlich ist aber genau die-
se US-amerikanische Ankiin-
digung tiber die Modernisie-
rung ihrer Atomwaffen ,,leicht-
fertiges Gerede iiber Nuklear-
waffen” — besitzen doch die
USA bereits jetzt mehr nutzbare
Atom-Sprengkdpfe als Russland
(Russland 1.780/USA 1.900)*!
In der Tat waren auch die USA
2005 die Ersten, die nach dem
Ende des Kalten Krieges wieder

atomare Erstschlidge als Mog-
lichkeit in den Raum stellten.
Des Weiteren fiihrten die USA
innerhalb von 239 Jahren 219
Jahre lang Krieg und sind damit
aggressiver als jede andere
Nation. Zusammengefasst kann
man Carters Vorwiirfe nur als
Kriegspropaganda gegen Russ-
land bezeichnen. Das Pentagon
sollte sich also selbst den Spie-
gel vorhalten — denn mit diesem
Verhalten macht es {iberdeutlich,
wer hier tatsdchlich die Weltord-
nung gefdhrdet! [4]

*Stand: 28.9.2015

Intergalaktische
Schiirfrechte

ham. Die Vorherrschaft allein
tiber diesen Erdball zu erreichen,
ist heutigen US-Politikern offen-
bar nicht genug. Der US-Senat
und der Kongress haben einen
Gesetzentwurf abgesegnet, der
den gesamten Weltraum zum
amerikanischen Verwaltungs-
raum erklart. US-Prasident Ba-
rack Obama hat das Schriftstiick
bereits unterzeichnet, mit dem
die USA das uneingeschrinkte
Recht zur Lizenzvergabe von
Schiirfrechten* im All beanspru-
chen. Dieser Alleinanspruch der
USA steht jedoch den Vereinba-
rungen des UN-Weltraumver-
trags von 1967 entgegen. Darin
ist festgelegt, dass der Weltraum
mit all seinen Himmelskdrpern
keinem einzelnen Staat, sondern
der gesamten Menschheit zu-
steht. Der UN-Weltraumvertrag
erlaubt zwar den Staaten, den
Weltraum zu nutzen und zu erfor-
schen, verbietet aber ausdriick-
lich, Himmelskorper als Eigen-
tum zu erkléren. [7]

*beispielsweise die Ausbeutung von As-

teroiden oder die Kolonisierung anderer
Planeten

Globale Vorherrschaft

no. Die Ukrainekrise wurde ge-
zielt von den USA herbeigefiihrt,
um die alleinige Vorherrschaft
der USA weder durch ein erstar-
kendes Europa noch durch Russ-
land zu geféhrden. Dies belegen
Aussagen von Globalstrategen
und Beratern mehrerer US-Prési-
denten, dem polnisch-US-ame-
rikanischen Politikwissenschaft-
ler Zbigniew Brzezinski und
George Friedman mit seiner be-
kannt gewordenen Stratfor-Rede.
Eine ,,unipolare Welt“ unter der

alleinigen Fiihrung der Verei-
nigten Staaten solle mit allen
Mitteln  durchgesetzt werden.
Der Schliissel fiir diese Zielset-
zung, das Schachbrett, auf dem
der Kampf ausgetragen wird,
sei Eurasien. Wer die vorherr-
schende Macht sein will, miisse
sich den Zugriff auf diesen
Grof3-Kontinent sichern. Diese
Sichtweise der Globalstrategen
macht deutlich, in welchem stra-
tegischen Spannungsfeld sich
Europa befindet. [6]

Krim besucht — aus Europarats-Gremium entlassen

ro. Ende Juli 2014 besuchten 8
franzosische Parlamentsabgeord-
nete um Thierry Mariani die Krim.
Sie wollten fiir die Authebung der
Sanktionen werben und sich einen
Uberblick iiber die Lebensumstin-
de auf der Halbinsel verschaffen.
Das Ergebnis: ,,Das, was wir hier
gesehen haben, unterscheidet sich
gravierend von dem, was bei uns
iiber die Krim gezeigt wird.” Nun
hat Mariani seinen Sitz in der
parlamentarischen Versammlung
des Europarates* verloren. Seines
Erachtens wird dabei folgende
Problematik deutlich: ,,Wenn wir

(...) einen anderen Standpunkt
dulern, der sich von allen anderen
unterscheidet, werden wir sofort
verurteilt. Das ist nicht gerade
das, was ich von der Versamm-
lung erwarte, die sich ,,demokra-
tisch™ nennt.“ Seine personliche
Schlussfolgerung: ,,Ich werde wie-
der auf die Krim fahren mit einer
anderen, groferen franzosischen
Delegation.” [8]

*gegr. 1949, Sitz: Strafburg. 318 Abge-
ordnete. Aufgaben: Politischer Dialog
zwischen Parlamentariern aus 47 eu-
ropdischen Landern. Dazu zdhlt auch
die Ukraine. Russland ist seit Januar
2015 ausgeschlossen.

Juristische Kritik =
Brandstiftung?

sl. Der ehemalige Bundesver-
fassungsrichter Udo di Fabio
stellte in seinem Gutachten fest,
dass die Bundesregierung in
der Fliichtlingsfrage ,,sténdigen
Rechtsbruch® begehe. Justiz-
minister Maas kritisierte dies
scharf. ,,Auch ein juristischer
Diskurs kann ... zur geistigen
Brandstiftung beitragen., ist
nur ein Beispiel seiner diffa-
mierenden Argumentation. Von
Gewaltenteilung* scheint der
Herr Minister nichts mehr wis-
sen zu wollen und erhebt An-
spruch, tiber Recht und Unrecht
besser urteilen zu kdnnen als
einer der angesehensten Juristen
in Deutschland. Auch stellt
Maas damit jegliche fundierte
Kritik am Kurs der Bundesre-
gierung an den Pranger. Maas
riihmt sich zwar seiner demokra-
tischen Legitimierung, doch mit
dieser Haltung hat er sie bereits
verspielt. [5]

*QGesetzgebung (Legislative), Verwal-

tung (Exekutive) und Rechtspre-
chung (Judikative)

Schlusspunkt e

Das Zeitfenster fiir eine re-
lativ problemlose Vernet-
zung schlieft sich zu-
sehends.
Wer nur iiber Blogs, Foren,
Zeitschriften oder Home-
pages miteinander verbun-
den war, wird iiber Nacht
merken, dass er in Wirklich-
keit alleine dasteht.
Melden Sie sich daher mit
Namen und Adresse bei uns,
um eine moglichst effek-
tive und rechtzeitige Vernet-
zung zu realisieren.
Werden Sie Kurier der S&G.
Die Redaktion (sl.)

Quellen: [4] Radio-Nachrichten vom Deutschlandfunk am 8.11.15, 9:00 und 10:00 Uhr | http://welt.de/politik/ausland/article148563909/USA-modernisieren-
ihr-Atomwaffenarsenal.html | http://fas.org/issues/nuclear-weapons/status-world-nuclear-forces/ | www.wallstreet-online.de/diskussion/500-
beitraege/10061211-500/usa-erwaegen-atomare-erstschlaege [5] www.faz.net/aktuell/politik/fluechtlingskrise/heiko-maas-in-der-f-a-z-die-bundesregierung-bricht-in-der-
Sluechtlingspolitik-das-recht-nicht-1404195 1. html | http.//deutsche-wirtschafis-nachrichten.de/2016/01/29/justizminister-rueckt-kritische-juristen-in-die-naehe-von-geistigen-
brandstifiern/ [6] Buch von Zbigniew Brzezinski: ,, The Grand Chessboard* (Das grofse Schachbrett), 1997 | www.kla.tv/5586 | www. kla.tv/5588 [7] www.forschung-und-
wissen.de/nachrichten/oekonomie/usa-erklaeren-sich-per-gesetz-zum-besitzer-des-gesamten-weltraums-13372245 | www.congress.gov/bill/1 14th-congress/house-bill/2262 |
www.unoosa.org/pdfjpublications/STSPACE1 1 E.pdf [8] http://de.sputniknews.com/politik/20151101/305336126/russland-frankreich-abgeordneter-pace.html |
http.//de.sputniknews.com/politik/20150724/303438303. html
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Die Frauenverteidigungseinheit (YP]) der kurdischen Streitkrifte kimpft nicht nur gegen den IS,
sondern auch, «um die patriarchalische Mentalitit der Armee zu dndern», sagte die frithere Journa-
listin und heutige YPJ-Befehlshaberin Nesrin Abdalla in einem Sputnik-Interview in Paris.

«Wir leben in einer Feudalgesellschaft, wo jeden Tag die Rechte der Frauen angegriffen werden, wo wir unter-
driickt und vergewaltigt werden. Wir mussten uns organisieren, um gegen die feudale Denkweise zu kimpfen»,
so Abdalla.

Bevor Abdalla der YPJ beitrat, war sie als freie Journalistin tdtig. Spater habe sie aber den «militdrischen Beruf er-
lernt>. Dies sei Tradition unter den Kurden, sagte sie. «Es gab 28 Aufstinde. Und jedes Mal haben sich die Frauen
erhoben, um den Feind zu bekdmpfen oder um sich einfach zu verteidigen.» Es sei wichtig, dass die Frau ihren
Platz im Kampf finde, aber nicht nur in den Streitkriften. Frauen miissen auch auf der sozialen, biirgerlichen
und rechtlichen Ebene vertreten sein, um die Gleichberechtigung in der Gesellschaft zu erlangen, so Abdalla.
Die YPJ wurde noch vor den Angriffen der Terrormiliz Daesch (<slamischer Staat, IS; Anm. FIGU: dslamistischer
Staat>) gegriindet. Frauen seien in den Verteidigungstruppen seit der Revolution 2011 priasent, es habe jedoch
nie so viele wie heute gegeben. Offiziell wurde die Frauenabteilung im April 2013 gegriindet. «Die YPI hat aber
eine eigene Leitung und ein eigenes Verwaltungssystem, wir treffen selbst Entscheidungen und erarbeiten selbst
Angriffspline. Es gibt jedoch Sachen, die wir gemeinsam mit der YPG machen», sagte Abdalla.

In den Reihen der YPJ gibe es auch Auslanderinnen, darunter aus europdischen Staaten. Ihre Mitgliederinnen
[sic] wollen eine demokratische und gleichberechtigte Gesellschaft aufbauen. Daesch habe nichts mit Moslems
und dem Islam zu tun. «Einerseits nutzen sie die Religion und andererseits die Angst, um ihre Aktivisten zu
tiberzeugen.»

«Als es zu den ersten Kimpfen mit Daesch kam und viele von ihnen ums Leben kamen, haben wir bei den Toten
Loffel oder Schliissel in der Kehle gefunden», erzihlt Abdalla. Wie die Frauen spéter von einem Gefangenen
Daesch-Kampfer erfuhren, soll der Schliissel die Tiir ins Paradies 6ffnen, und der Loffel sei notig, um mit dem
Prophet Mohammed zu speisen.

Die Terroristen passen ihre Religion und Ideologie an die Umstande an. Die YPJ hatte sie Abdalla zufolge per
Funkgeridt abgehort. So hitten sie ihren Anhdnger zundchst gesagt, dass ein von einer Frau getoteter Kimpfer
nicht ins Paradies kommen wiirde. «Spiiter, als sie immer mehr Verluste erlitten, begannen sie anders zu reden
— wer von einer Frau getotet werde, soll verbrannt werden, weil er nicht zu Grabe getragen werden darf, da die
Erde heilig sei.»

«Die Terrormiliz Daesch ist ein Feind der Frauen, sowohl der Ideologie nach als auch im Leben.» Die Frau sei
«tr diese Barbaren und Terroristen> ein Gegenstand. Vielweiberei, Gruppenvergewaltigungen und Mord an
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Frauen seien erlaubt. Diese Gefahr bestehe auch fiir westliche Frauen, die sich den Dschihadisten anschliessen.
Sie wollen ihre Frauen werden, eine religiose Ehe mit ihnen schliessen.

«Im Endeffekt befriedigen sie einfach ihre Naturtriebe. Das ist gefahrlich und erniedrigend.» Diese Frauen suchen
Abdalla zufolge Abenteuer. «Sie verfiigen tiber Vermogen, halten sich fiir frei und so weiter. Wenn es aber keinen
moralischen und ideologischen Bestandteil wie bei Daesch gibt, macht das alles nicht satt, und sie schliessen
sich den Terroristen an, um Abenteuer zu finden oder sich selbst etwas zu beweisen», meint Abdalla.

Wenn diese Frauen in die Reihen der Islamisten geraten, gibe es keinen Riickweg. «Stellen sie sich eine Frau vor,
die gezwungen wird, zehn Mianner in der Nacht zu befriedigen. Kein Tier konnte so etwas tun.» Keine von diesen
Frauen konne jedoch weggehen, selbst wenn sie es wollte. «Der Preis fiir ein Riickticket ist der Tod.»

Jede Frau, die sich der Terrormiliz anschliesse, werde zur Morderin an Frauen, weil die Terrormiliz Daesch ein
System der sexuellen Sklaverei von Frauen schaffen wolle.

Abdalla zufolge besteht die Daesch-Armee aus lebenden Toten, weil ihre Kampfer keine Lebensplidne hitten,
«um dem Leben etwas Sinn, Farbe und etwas Freude zu geben. Thr einziger Plan ist, zu sterben und ins Paradies
zu kommeny, sagte sie. Um diese Terror-Organisation zu vernichten, miisse man ihre «Anfiihrer finden und
angreifen».

Quelle: http://de.sputniknews.com/militar/20160206/307651544/is-kurden-frauen-kampf. html

Merkels Selbstermichtigung a la 1933 —

Ex-Staatssekretir Willy Wimmer iiber Deutschland und seine Zukunft
Epoch Times, Dienstag, 16. Februar 2016 20:17
Der ehemalige deutsche Spitzenpolitiker Willy Wimmer im Interview iiber die vermeintliche Sinnhaftigkeit der
Miincher Sicherheitskonferenz, die deutsche Verantwortung fur Frieden und den kalten Putsch der Bundes-
kanzlerin — Deutschland auf einem Kurs mit schrecklichem Ende.

33 Jahre war Willy Wimmer Bundestagsabgeordneter der CDU und viele Jahre deren verteidigungspolitischer
Sprecher in der Fraktion, spéter dann Parlamentarischer Staatssekretir bei Bundesverteidigungsminister
Gerhard Stoltenberg im Kabinett Kohl. Von 1994 bis 2000 fungierte er als Vizeprasident der Parlamentarischen
Versammlung der OSZE, der Organisation fiir Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa.

Foto: Screenshot/Youtube
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<Frieden durch Dialog> — so lautete das Griindungsmotto der Miinchner Sicherheitskonferenz, um militdrische
Konflikte durch Dialog zu vermeiden, so das offizielle Ziel. Einst war auch Willy Wimmer Teilnehmer dieser
Konferenz. Doch seit damals hat sich viel gedndert ...

«Die Miinchener Sicherheitskonferenz hat jeden konstruktiven Charakter verloren», so der Politiker im Gesprich
mit RT.

Am vergangenen Wochenende fand sie zum 52. Mal statt. 450 hochrangige Entscheidungstrager der Welt kamen,
um sicherheitspolitische Themen zu diskutieren.

Deutschlands Verantwortung fiir den Frieden
«Was wir hier in Miinchen sehen ist, seit Jahr und Tag, ein Trommeln fiir den Krieg», so Wimmer. Man miisse
sich fragen, warum die Bundesregierung mit mehreren Hunderttausend Euro diese Veranstaltung finanziere.
Zu der Frage der deutschen Verantwortung, als Nation, sagte der Ex-Staatssekretir: «Wir haben uns an volker-
rechtswidrigen Kriegen zuhauf in den letzten 15 Jahren beteiligt.» Allerdings sei es die deutsche Verantwortung,
die Politik unserer Verfassung nach zu betreiben und zum Frieden in der Welt beizutragen. So stehe es ausdriick-
lich in unserer Verfassung.

Jetzt: Ein Land ohne Verantwortungsbewusstsein
Dabei verweist Wimmer auch auf das Soldatengesetz hin. Dort stehe ausdriicklich drin, und dies sei auch jedem
einzelnen Soldaten auferlegt, «diese Priifung fiir sich vorzunehmen, dass er nur etwas machen darf in Uberein-
stimmung mit den geltenden Regeln des Volkerrechts.»
Wenn er das nicht tue, mache man sich in hohem Masse strafbar. Dies gelte auch fiir eine Bundeskanzlerin und
einen Bundeskanzler. «<Wenn es zur Anklage kidime», wiirde sie/er mit bis zu zehn Jahren Haft bestraft.
«Was wir machen, das macht deutlich, in welchem Land, in welcher Rechtssituation wir auch die Soldatinnen
und Soldaten in der Bundeswehr haben. Und das macht deutlich, dass an Verantwortung in diesem Land tiber-
haupt nicht zu denken ist», zieht der Politiker sein Resiimee.

Kurs mit schrecklichem Ende
Auch meinte Wimmer, dass im Zusammenhang mit den Entwicklungen des Jugoslawienkrieges 1998 in Den Haag
der Internationale Strafgerichtshof etabliert wurde. Hier sollten diejenigen zur Rechenschaft gezogen werden,
die das Volkerrecht missachten und die Kriege fiithren.
Bisher habe man sich aber lediglich tiber afrikanische Potentaten hergemacht und habe diese in Den Haag vor
Gericht gezerrt, so Wimmer, aber «diejenigen, die wirklich Kriege gefiihrt haben wie George W. Bush, Tony Blair
und andere», wiirden weltweit herumreisen und teure Vortrage halten. Dies sei die Wirklichkeit.
Auf die Frage, was wir dagegen tun konnten, antwortete der ehemalige Spitzenpolitiker: «Wir sollen uns dessen
bewusst sein, dass wir wieder, nach der tragischen deutschen Geschichte des vergangenen Jahrhunderts auf
einen Kurs gebracht werden, der fiir dieses Land nur im Schrecklichen endet.»

Der kalte Putsch der Kanzlerin
Auf die derzeitige Lage in der Migrationskrise kommend, meinte Wimmer, dass mit dem Selbstverstindnis, mit
dem die Bundeskanzlerin mit der Rechtsordnung umgegangen sei, wir in einer «faktischen Putschsituation> leben
wiirden.
Da stellt sich die Frage: «Wie kann eine Bundeskanzlerin hingehen und deutsche und europiische Vorschriften
so ausser Kraft setzen, im Zusammenhang mit der Migrationsentwicklung, wie sie das im Zusammenhang mit
dem Wochenende 4./5. September und den Budapester Vorgingen getan hat?»
Auch wenn eine humanitire Situation dies erfordert habe, hitte man am Montag danach die Vorschriften
wieder in Kraft setzen miissen. Mit dieser einmaligen Situation in Budapest, die ausgenutzt wurde, habe uns
die Bundeskanzlerin zu einem rechtlosen Land gemacht.
Dabei wisse die Bundesregierung seit mehreren Jahren, was die Kanzlerin auch selbst schon in Interviews be-
stitigte, was sich da zusammengebraut habe. Daraus habe die Regierung allerdings keine Konsequenzen gezogen
und auch nicht gehandelt. «Man hat die Dinge tiber uns hereinbrechen lassen und das dann genutzt, um die
Rechtsordnung, in meinem Verstindnis, zur Seite zu fegen», so Wimmer.

Doppelziingigkeit wider besseres Wissen
Dieser Staat sei in seinem Selbstverstindnis ein Rechtsstaat, aber die Bundeskanzlerin habe diesen Rechtsstaat
substanziell ausgehohlt. Dies zeige sich auch in der Verzweiflung der politischen Mitte im Land. Die Menschen
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wiirden von der Regierung erwarten, dass sie sich an die Gesetze halte. Sie wiirden aber auch wissen, dass andere
Krifte in diesem Land bestimmen, als jene, die sie gewéhlt hatten. Wir hitten seit Jahrzehnten eine Situation,
bei der wir nicht Herr im Haus seien.

Auf eine Steuerung durch die USA angesprochen, wies der Politiker auf einen entscheidenden Part hin: «Die
Bundeskanzlerin hat ja wirklich die Unverfrorenheit besessen, zu sagen, man wird mit der Migrationsbewegung
fertig, wenn man die Ursachen dieser Migration bekdmpft.»

Dabei wisse aber das deutsche Volk bereits, dass wir diese Migrationsentwicklung hitten, weil die Amerikaner
zwischen Afghanistan und Mali, im Verbund auch mit den Franzosen und den Briten, alles in Schutt und Asche
legen wiirden.

«Wenn ich die Ursachen dieser Migration bekampfen will, dann muss ich mich weigern, an diesen Kriegen be-
teiligt zu sein und denen das Handwerk legen, die diese Kriege fithren.»

Merkels Selbstermichtigung a la 1933 und ihr <Plan>
Es werde nichts anderes mehr geduldet, als die amerikanische Sicht der Dinge. Und dieser Umstand werde «uns
mit grossen Nationen in einen Konflikt bringen, den wir nicht iiberleben werden», ist sich der politische Experte
sicher. Die derzeitige Situation treibe die Leute dazu, sich zu tiberlegen, wohin man noch auswandern konne.
Dabei seien die Schweiz und Kanada immer populdrer. Dies sei allerdings abhingig davon, dass man noch die
okonomischen Moglichkeiten habe, dies zu tun. Fiir den Rest des deutschen Volkes heisse es nur noch hierzu-
bleiben.
Dabei konnten sich die Menschen in Deutschland ihr Land nur als Rechtsstaat vorstellen. Wenn man also daran
Hand anlegt, werden die Leute hier unweigerlich «an eine vergleichbare Situation 1933» denken. «Die Selbst-
ermachtigung fithrt uns in eine todliche Sackgasse. Und das, was die Bundeskanzlerin gemacht hat, ist eine Form
von Selbsterméchtigung am Gesetz und am Gesetzgeber vorbei.»

Das seltsame Schweigen des Deutschen Bundestages
Willy Wimmer wundert sich. Warum hatte der Deutsche Bundestag die Bundeskanzlerin nicht aufgefordert, im
Haus vorzutragen, was ihr Plan ist?
«Wer in Deutschland weiss, wie dieser Plan aussieht?» Wer habe sie aufgefordert, Rede und Antwort vor dem
Bundestag zu stehen. Dieser sei namlich die einzige Institution, welche die Macht habe, die Bundeskanzlerin zu
diesem Wort zu zwingen.
Noch einmal auf die Nato zuriickkommend, bemerkte Wimmer, dass der Beitritt Deutschlands zur Nato, als da-
maliges Verteidigungsbiindnis, nur durch die Zustimmung des Deutschen Bundestages volkerrechtlich verbind-
lich geworden sei. Doch seit dem Vorfeld des Jugoslawienkrieges hitten wir ein «global ausgreifendes Aggressions-
biindnis, das tiberall Kriege fiithrt». Diesem Biindnis habe der Deutsche Bundestag in dieser veranderten Form
nie zugestimmt.
Wimmer und andere hitten dies 2007 vor dem Bundesverfassungsgericht angeklagt. Doch das Gericht wies die
Klage zuriick und begriindete dies damit, dass man einen Vertrag auch weiterentwickeln konne. Fiir Wimmer
war das erniichternd: «Ich habe noch nie erlebt, dass man aus einem Verteidigungsbiindnis folgenlos eine
Angriffsorganisation machen kann.» Das mache doch deutlich, womit wir es in Deutschland eigentlich zu tun
hitten. (sm)

Quelle: http://www.epochtimes.de/politik/deutschland/merkels-selbstermaechtigung-a-la-1933-ex-staatssekretaer-willy-wim-
mer-ueber-deutschland-und-seine-zukunft-a1307276.html

EUdSSR will die Schweiz entwaffnen

Freitag, 19. Februar 2016, von Freeman um 20:00
Es ist eine sehr lang Tradition in der Schweiz, die Armeewaffe nach Beendigung der Grundausbildung zu Hause
aufzubewahren, zusammen mit der Uniform und anderer Ausriistung. Der Grund dafiir liegt darin, dass jeder
Militardienstpflichtige regelmissig einmal pro Jahr an Wiederholungskursen (WK) teilnehmen muss, also an
Militirmandvern, die 19 Tage andauern. Ausserdem gibt es eine Schiesspflicht, die jedes Jahr bis zum 31. August
absolviert werden muss. Dabei wird die Fihigkeit der Treffsicherheit auf den Schiessstinden gepriift. Das heisst,
jeder Schweizer Militardienstpflichtige bleibt auch im Zivilleben Soldat und tibt es auch. Diese Tradition gehort
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zur wehrhaften Schweiz und macht das Land bei einer Mobilmachung zum schnellsten auf der Welt, nimlich
innerhalb weniger Stunden. Jetzt will die EU aber diese Tradition beenden und der Schweiz, die gar kein EU-Mit-
glied ist, die Aufbewahrung der Armeewaffe Zuhause verbieten. Ein weiterer Angriff aus Briissel auf die Schweiz!

Nach dem Willen der EU-Kommission wire es Schweizer Armeeangehorigen kiinftig nicht mehr moglich, nach
dem Ende der Dienstpflicht Ordonnanzwaffen mit nach Hause zu nehmen. Der Entwurf der EU-Kommission
sieht als Reaktion auf die Terroranschldge in Paris eine Verschirfung des Waffenrechts vor. Damit soll laut EU-
Kommissionsprasident Jean-Claude Juncker verhindert werden, «dass Waffen in die Hinde von Terroristen
fallen». Da die Schweiz dem Schengen-Abkommen beigetreten ist (leider), muss sie das europdische Waffenrecht
tibernehmen, heisst es. Die Vorschlige werden nun vom Ministerrat und vom Européischen Parlament diskutiert.

An dieser Aktion sieht man, die Schweizer Politiker (Landesverriter), die damals mit Wirkung ab 26. Oktober
2004, den Schweizern das Schengen-Abkommen mit falschen Versprechungen verkauften, haben tatsichlich die
Souveridnitit der Schweiz verkauft. Den Stimmbiirgern wurde die Zustimmung mit der Aufthebung der Grenz-
kontrollen abgerungen und der angebliche freie Reiseverkehr schmackhaft gemacht. Vollig verschwiegen wurde
aber ein Rattenschwanz an Einschrinkungen, wie zum Beispiel, ein verschirftes Waffenrecht.

Nach Inkrafttreten des Schengen-Abkommens wurde zuerst die Meldepflicht fir den Besitz von Waffen ein-
gefithrt, plus der Zwang einer Waffenerlaubnis, was es vorher nicht gab. Aber jetzt will die EU-Diktatur auch
noch die Aufbewahrung der Dienstwaffe im eigenen Haus verbieten, was fiir Schweizer vollig normal ist und
seit sicher 100 Jahren gilt.

Das erinnert an die Entwaffnung der deutschen Bevolkerung bereits in der Weimarer Republik. Mit dem Reichs-
gesetz iiber Schusswaffen und Munition vom 12. April 1928 wurden Erwerbsscheine — dhnlich der heutigen
Waffenbesitzkarte — vorgesehen, die nur Berechtigten> den Erwerb und den Besitz von Schusswaffen erlaubte.
Ab 1930 wurde auch der Umgang mit Hieb- und Stosswaffen reglementiert.

Nach der Machtiibernahme der Nazis 1933 wurde das Waffengesetz zusitzlich noch verscharft. Ist klar warum —
eine Diktatur will immer die Bevolkerung entwaffnen und wehrlos gegen die Staatsgewalt machen. Genauso
verhilt sich die EUdSSR heute. Die Ausrede, es gehe um Terrorbekdmpfung, ist eine Liige. Noch nie wurde eine
Schweizer Armeewaftfe fiir einen Terroranschlag missbraucht.

Nur eine echte Demokratie hat keine Angst vor verantwortungsvollen, wehrhaften und patriotischen Biirgern.
Die EU ist alles andere als eine Demokratie, sondern eine faschistische Konzerndiktatur. Deshalb will sie die
Menschen wehrlos machen, mit der Liige, es gehe um ihre Sicherheit.

Wieso soll die Schweiz ihre Wehrhaftigkeit wegen der Terroranschldge von Paris aufgeben und sich entwaffnen
lassen? Damit die Terroristen noch leichter Zivilisten ermorden konnen? Genau das Gegenteil miisste erfolgen,
so wie es Donald Trump, der Kandidat fiir die US-Prdsidentschaft, nach Paris ausgedriickt hat. Er sagte, die
Paris-Attacke wire «ganz anders abgelaufen, wiren die Opfer bewaffnet gewesen.»

Klar, dann hitten sie sich verteidigen konnen oder es wire gar nicht zu einem Anschlag gekommen. Die feigen
Terroristen schiessen nur auf wehrlose Opfer und nicht dann, wenn sie wissen, sie werden mit wehrhaften
Biirgern konfrontiert und gehen selber drauf. Das trifft auch auf Kriminelle zu.
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Den Schweizer Milizsoldaten ihre Gewehre wegzunehmen und die Bevolkerung generell zu entwaffnen, bringt
nicht mehr, sondern weniger Sicherheit. Es niitzt nur den Kriminellen und den Terroristen, die immer einen Weg
finden werden, um an Waffen zu kommen. Wie wenn diese sich um Gesetze kiimmern und ein Waffenverbot
beachten wiirden. Ist doch ldcherlich.

Die Terroristen von Paris haben ihre Waffen gerade wegen des Schengen-Abkommen in die Hinde bekommen,
weil es keine Grenzkontrollen gab. Sie kamen ungehindert aus dem Balkan tiber Osterreich und Deutschland
nach Frankreich.

Nein, es geht der EU-Kommission nicht um mehr Sicherheit oder um Terrorbekimpfung, sondern darum, die
Biirger zu einem wehrlosen Ziel zu machen. Die Polizei ist nicht in der Lage, die Menschen zu schiitzen. Haben
wir mit den 129 Toten und 352 Verletzten in Paris gesehen. Die kommen erst dann, wenn alles vorbei ist.
Adrian Amstutz von der SVP hat bereits angekiindigt, dass es ein Referendum geben wird, sollte der Schweiz eine
weitere Einschrankung des Waffenrechts von der EU aufgezwungen werden. Auch die Schweizer Schiitzen-
vereine haben ihren Widerstand gegeniiber den Planen der EU-Kommission angekiindigt und wollen tiber ihre
Partnerverbande eine drohende Verschirfung bekampfen.

Das Schengen-Abkommen ist sowieso Makulatur, wie wir wegen der Fliichtlingskrise tagtéglich sehen. Die durch
den Flichtlingsstrom betroffenen Lander halten sich nicht mehr dran, ziehen Grenzzdune auf, fithren wieder
Grenzkontrollen ein. Deshalb wire jetzt der Zeitpunkt reif fiir die Schweiz, dieses nachteilige Abkommen zur
Einschrankung der Souverinitdt sofort zu kiindigen. Eine wehrlose Schweiz darf es nicht geben!

Quelle: http://alles-schallundrauch.blogspot.de/2016/02/eudssr-will-die-schweiz-entwaffnen. html

Ein Wort dazu:
In diversen FIGU-Bulletins fithrt auch Billy/BEAM in Gesprichen die kriminellen und die europiischen Biir-
ger knechtenden und versklavenden Machenschaften der EU-Diktatur auf, wie auch, dass dumm-damliche
und verstand- sowie vernunftlose Schweizer/innen gehirnamputiert und heimatverriterisch die Freiheit, Neutra-
litat und Sicherheit unserer Heimat bedenken- und gewissenlos an die EU-Diktatur verschachern wollen.

Wahre Werte
Die Freiheit der Schweiz
sowie ihre Neutralitit und ihre
Sicherheit, ihr Gedeihen und alle
ihre guten Werte konnen nur durch
Einsicht und Finigkeit, Verstand sowie
Vernunft des gesamten Schweizervolkes,
dessen Sinn fiir Ehre, Frieden und Wiirde
in Zufriedenheit und Harmonie erhalten
werden und sich in Zukunft mehren,
um fiir alle Menschen ein Hort
der Toleranz zu sein sowie
umfinglichen Schutz fiir
Land und Mensch
zu gewdhren.
SSSC, 22. Februar 2016
22.26 h, Billy

Ruin der Schweiz
Der Ruin der Schweiz beginnt
bei den Liigen der EU-Diktatur
und bei jenen gehirnlosen, irren
Heimatverritern, die das Land
an eine Terroristen-Union
verschachern wollen.
SSSC, 23. Februar 2016
11.56 h, Billy
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~ AUSGABE 8/16 ~

INTRO Schutz der Verfassung in Deutschland:

Benjamin Ferencz, der bei
den Niirnberger Prozessen ab
November 1945 Chefankld-
ger gegen die , SS-Einsatz-
gruppen ‘- war, beurteilte den
US-amerikanischen Uberfall
auf den Irak im Jahr 2003 wie
folgt: ,,Die USA haben mit
dem Angriffskrieg gegen den
Irak das schlimmste aller
Kriegsverbrechen begangen.’
Ferencz bezog sich damit auf
das Niirnberger Prinzip VI:
, Folgende Verbrechen sind
als volkerrechtliche Verbre-
chen strafbar: a) Verbrechen
gegen den Frieden b) Kriegs-
verbrechen c) Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit.

Nach dem Niirnberger Prin-
zip Il seien Prdsident Obama
und die Regierungschefs aller
NATO-Staaten, die sich an
den Luftangriffen auf Syrien
beteiligen, als Kriegsverbre-
cher anzuklagen. So urteilt
der kanadische Prof. Michel
Chossudovsky. Das Prinzip 111

‘

lautet namlich: ,, Auch Staats-
oberhdupter und Regierungs-
mitglieder sind fiir von ihnen
begangene vélkerrechtliche
Verbrechen nach dem Vélker-
recht verantwortlich. “ Robert
H. Jackson, damals amerika-
nischer Chefankldger im Pro-
zess gegen die Hauptkriegs-
verbrecher, sagte 1945 in
seiner Rede zur Erdffnung
des Prozesses in Niirnberg:
,» ... Wir diirfen niemals verges-
sen, dass nach dem gleichen
Maf3, mit dem wir die Ange-
klagten heute messen, auch
wir morgen von der Geschich-
te gemessen werden.  —
70 Jahre spdter, wo in beson-
derer Weise Recht zu Unrecht
und Unrecht zu Recht ver-
dreht wird, ist es von existen-
zieller Wichtigkeit, sich wieder
an den Rechtsfundamenten zu
orientieren. Diese Ausgabe
der S&G bietet einige Mit-
und Umdenk-Anstofe. [1]

Die Redaktion (mol./hm.)

Wer muss geschiitzt werden?

pg. Am 4.12.2015 stimmte der
deutsche Bundestag fiir einen
Einsatz der deutschen Bundes-
wehr in Syrien. Somit kénnen
nun deutsche Truppen nach Sy-
rien entsandt werden. Das, ob-
wohl weder die Bundesrepublik
Deutschland noch einer ihrer
NATO-Partner von Syrien ange-
griffen oder gar besetzt wurde
und es auch keine Kriegserkld-
rung von Seiten Syriens gab. Sy-
rien bat auch weder Deutschland
noch die NATO um Unterstiit-
zung im Kampf gegen den Isla-
mischen Staat IS, sondern einzig
und allein Russland. Der vom
Bundestag genehmigte Militér-
einsatz ist somit ein Angriffs-
krieg Deutschlands an der Seite
seiner NATO-Verbiindeten ge-
gen syrisches Staatsgebiet. Das
deutsche Grundgesetz sagt dazu
in Art. 26.1 ,,Handlungen, die
geeignet sind und in der Absicht
vorgenommen werden, das fried-
liche Zusammenleben der Vol-

ker zu storen, insbesondere die
Fiihrung eines Angriffskrieges
vorzubereiten, sind verfassungs-
widrig. Sie sind unter Strafe zu
stellen* — Das deutsche Strafge-
setzbuch § 80 ergénzt: ,,Wer ei-
nen Angriffskrieg, an dem die
Bundesrepublik Deutschland be-
teiligt sein soll, vorbereitet [ ... ]
wird mit lebenslanger Freiheits-
strafe oder mit Freiheitsstrafe
nicht unter zehn Jahren bestraft.
— Das deutsche Strafgesetzbuch
besagt in § 80 a weiterhin: ,,Wer
im rdumlichen Geltungsbereich
dieses Gesetzes offentlich, in ei-
ner Versammlung oder durch
Verbreiten von Schriften zum
Angriffskrieg aufstachelt, wird
mit Freiheitsstrafe von drei Mo-
naten bis zu flinf Jahren bestraft.”
Sobald Rechtsprechung nach —
noch — geltendem Recht ge-
schieht, wird es in weiten Reihen
der Politik und Medien mogli-
cherweise sehr licht aussehen!

12]

Die Asylpolitik in Deutschland unter der Lupe des Verfassungsrechts

mr. Frans Timmermans, erster
Vizeprasident der fiir die Grenz-
beobachtung zustdndigen EU-
Kommission, meldete fiir De-
zember 2015, dass 60 % der
Flichtlinge nach der Genfer
Konvention keinen Anspruch
auf Asyl haben. Und dennoch
diirfen allein in Deutschland
taglich bis zu 10.000 Fliichtlinge
unkontrolliert die Grenze passie-
ren. Gegen diese rechtswidrige
Asylpolitik der Bundesregierung
hat die Biirgerinitiative ,, Ein

Prozent fiir unser Land"“ am — Vorldufige Suspendierung und

2.2.2016 Verfassungsbeschwer-
de beim Bundesverfassungsge-
richt eingereicht, die vom Staats-
rechtler Prof. Schachtschneider
ausgearbeitet wurde. Kernantra-
ge der Beschwerde sind:

— Verpflichtung der Bundesregie-
rung, die Grenzen der Bundes-
republik Deutschland wirksam
gegen die illegale Einreise von
Ausléndern zu sichern und den
illegalen Aufenthalt der Auslin-
der unverziiglich zu beenden;

spatere Amtsenthebung der Bun-
deskanzlerin Dr. Angela Merkel
und ihres Stellvertreters Sigmar
Gabriel.

Laut Professor Schachtschneider
ist nicht nur dringend Eile gebo-
ten, sondern aufgrund der mas-
siven Verfassungsbriiche durch
die deutsche Regierung hitten
die deutschen Biirger gemal
Artikel 20 Abs. 4 Grundgesetz ab
sofort das Recht und die sittliche
Pflicht auf Widerstand. [3]

Quellen: [1] www.seniora.org/de/politik-wirtschafi/827-krieg-terrorismus-und-die-globale-wirtschafiskrise-2016 |
www.lufipost-kl.de/lufipost-archiy/LP_11/LP04811_160311.pdf [2] www.gesetze-im-internet.de/gg/art_26.html |

http.//dejure.org/gesetze/StGB/80.html [3] www.compact-online.de/frontex-bericht-fuer-d -
nicht-asylberechtigt/ | http://einprozent. de/

ber-60-pr der-fluechtli

US-Regierung:
Freund oder Feind?
ham. Bundeskanzlerin Angela
Merkel will 25 bis 30 Milliarden
Mehrausgaben fiir die Bundes-
wehr. Die US-Regierung und die
NATO forderten diese Aufsto-
ckung. Dr. Alexander Neu aus
dem Verteidigungsausschuss kri-
tisierte: ,,Merkel ist dank der
deutsch-amerikanischen Freund-
schaft der Meinung, dass wir
dem nachkommen sollten®.
Dieselben vermeintlichen US-
Freunde forderten seinerzeit die
nach wie vor anhaltenden Russ-
landsanktionen. Diese Sankti-
onen bescheren der deutschen
Fortsetzung Seite 2

Virenwarnung! Gegenstimmen-Internetseiten werden leider immer wieder von Hackern mit Viren verseucht. Hier schiitzt der S&G-Handexpress -
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Sie haben eine wichtige Info? Verfassen Sie einen kurzen Hand-Express-Artikel. — Nennen Sie darin Ross und Reiter!
Quellen moglichst internetfrei! — Und senden Sie Ihren Kurzartikel an SuG@jinfopool.info
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Wirtschaft milliardenschwere
Verluste. Die US-Freunde ver-
weigerten aullerdem den Grexit,
das meint den Austritt Griechen-
lands aus der Eurozone. Statt-
dessen flieBen nicht enden
wollende zig Milliarden schwere
Rettungspakete, zulasten der
europdischen und insbesondere
der deutschen Biirger. Ein Grexit
hétte aufgrund der Bankenver-
flechtungen durch einen Domino-

effekt die US-Banken ruings ins
Wanken gebracht. Dann doch
lieber die deutschen Freunde blu-
ten lassen. Schlief3lich haben die
US-Freunde auch noch eine gi-
gantische Fliichtlingslawine nach
Europa ausgel6st, insbesondere
nach Deutschland. Dies beschert
ca. 55 Milliarden Euro laufender
Kosten pro Jahr. Verhdlt sich so
ein Freund oder eher ein Feind?
[4]

Realitéitsverzerrungen der westlichen Leitmedien

enm. Die deutsche Bundeskanz-
lerin Angela Merkel duflerte sich
im Februar 2016 in westlichen
Medien erschreckt und entsetzt
angesichts der russischen Luftan-
griffe auf zivile Einrichtungen
im Raum Aleppo in Syrien. Es
gebe aber bislang ,.keine glaub-
wiirdigen Beweise fiir getttete
Zivilisten, kommentierte Dmitri
Peskow, der Sprecher des rus-
sischen Présidenten Wladimir
Putin, diese massiven Anschul-
digungen. Andererseits, als IS-
Terroristen vor zwei Jahren ihre
,barbarische Offensive auf sy-
rischem Boden durchfiihrten,
hétten westliche Politiker ge-
schwiegen. — Von den westlichen
Medien wird im Zusammenhang

mit den russischen Einsétzen
héufig die sogenannte ,,Syrische
Beobachtungsstelle fiir Menschen-
rechte® zitiert. ,,Ich bin keine Me-
dienorganisation. Ich arbeite von
Zuhause, von meiner Privatwoh-
nung aus®, sagte der viel zitierte,
vermeintliche syrische Men-
schenrechtsexperte Rami Abdel
Rahman auf eine Anfrage des
Nachrichtensenders Russia To-
day hin. Er wohne in Coventry,
England, und nicht in Syrien. —
Die fehlenden Beweise flir die
massiven Anschuldigungen ge-
gen Russland, die die deutsche
Kanzlerin und die westlichen
Medien in alle Welt hinaustragen,
scheinen genau diesen Journalis-
musstil zu bestétigen. [6]

Ist das Ende des ZDF gekommen?

hm. Im Dezember 2015 strahlte
das Zweite Deutsche Fernsehen
(ZDF) seine Sendung ,,Der
Machtmensch Putin“ aus. Be-
reits die Wortwahl im Titel der
Sendung war ein abermaliges
Dreinschlagen auf den russi-
schen Prisidenten. Verschiedene
Stellungnahmen und an das ZDF
gesandte Programmbeschwer-
den zeigten stichhaltig auf, dass
die Inhalte unseri0s recherchiert
und dokumentiert waren. So hat
es beispielsweise den behaupte-
ten Einfall der russischen Armee
in den Donbass gemif} Berich-

ten der OSZE und den Erkennt-
nissen des franzosischen Ge-
heimdienstes nie gegeben. Der
vermeintliche russische Soldat
erwies sich als ein gekaufter
falscher Zeuge. Fazit einer der
Programmbeschwerden: ,,Diese
Sendung war wie Sendungen
dhnlichen Stils, die ihr voran-
gingen, Ubergriffig — auch und
gerade uns als Zuschauern ge-
gentiber. Ich protestiere hiermit
entschieden dagegen, flir so
einen Schmutz Rundfunkge-
bithren entrichten zu miissen.”

8]

Die Deutsche Regierung

stimmt gegen Atomwaffenverbot

pg. In der Generalversammlung
der Vereinten Nationen wurden
am 7.12.2015 mit grofBer Mehr-
heit vier Resolutionen verab-
schiedet, die einem Verbot von
Atomwaffen den Weg ebnen sol-
len. Erstaunlicherweise enthielt
sich die deutsche Bundesregie-
rung in den Abstimmungen iiber
die Anerkennung der humani-
taren katastrophalen Konsequen-
zen von Atomwaffen sowie der

Einrichtung einer Arbeitsgruppe,
in der sich die Lander tiber die
konkrete rechtliche Umsetzung
eines Verbots austauschen. Bei
den Resolutionen, in denen es
um die ethische Verpflichtung
zur Abschaffung von Atomwaf-
fen ging, stimmte sie — ebenso
wie die Atomméchte — mit nein.
Hintergrund: In der BRD lagern
US-Atombomben, die moderni-
siert werden sollen. [5]

»Nimm das Recht weg — was ist dann ein Staat noch anderes
als eine grofle Riuberbande? “
Augustinus von Hippo (354 — 430), Kirchenlehrer und Philosoph

Transgender-Filmwerk gefihrdet Kinder

nm. Im Januar 2016 lief in den
deutschen Kinos das hoch pré-
mierte und subventionierte Film-
werk ,,The Danish Girl“ an. Der
Film beschreibt die Geschichte
des ddnischen Landschaftsma-
lers Einar Wegener, der sich als
einer der ersten Transsexuellen
im Jahre 1926 einer Geschlechts-
umwandlung unterzieht.

Dr. med. Vonholdt, Leiterin des
Deutschen Instituts fiir Jugend
und Gesellschaft, warnte sehr,
dass die Gender-Theorien eine
gute Identititsentwicklung von
Jungen und Médchen erheblich
beeintrdchtigen und stdren. Die
Grundannahme der Genderbe-
wegung, Unterschiede zwischen
Miédchen und Jungen seien
das Resultat falscher Erziehung,
widerspreche allen empirischen
Studien®. Sexuelle Lebensstile
seien zudem nicht gleich giiltig.
Entgegen dem Jugendschutzge-
setz gab die Freiwillige Selbst-
kontrolle der Filmwirtschaft
FSK* dieses jugendgefdhrden-
de Transgender-Filmwerk fiir
Kinder ,,ab 6 Jahren* frei. Was
bzw. wer steckt dahinter?

Die Gender-Agenda wurde von
der UNO, der EU und verschie-
denen Organisationen zum ge-
sellschaftlichen Leitprinzip erho-
ben. Offensichtlich soll adminis-
trativ — also durch Druck von
,,oben“ nach ,,unten‘ —den Men-
schen ihre Geschlechtsidentitdt
geraubt werden. Diese Verstofie
gegen geltendes Recht gehéren
geahndet. [7]

*aus wissenschaftlicher Erfahrung
gewonnenes Wissen; Erfahrungswissen

Schlusspunkt e

wEs hilft nichts, das
Recht auf seiner Seite zu
haben. Man muss auch
mit der Justiz rechnen.“
Dieter Hildebrandt
(1927 — 2013), deutscher
Kabarettist und Buchautor
Oder anders ausgedriickt:
Man muss einfach wieder
den Mut haben,
unermiidlich auf das
Recht und dessen
Durchsetzung
zu pochen.
Die Redaktion (hm.)

Quellen: [4] http://de.sputniknews.com/politik/20160118/307190596/link
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Laut dem Aussenministerium der Russischen Foderation sind die Behauptungen der Tiirkei, dass die
russische Luftwaffe in Syrien zielgerichtet die Zivilbevolkerung vernichten wiirde, eine Liige.

«Es ist eine Liige, dass die russische Seite und die russische Luftwaffe angeblich an der zielgerichteten Ver-
nichtung der syrischen Zivilbevolkerung, von Schulen und Krankenhéusern teilnehmen wiirden. Das alles wird
im Kontext der Miinchner Vereinbarungen zu Syrien vorgebracht, und all dem werden noch Beschuldigungen
Russlands aller moglicher Siinden hinzugefiigt», so die Sprecherin des russischen Aussenministeriums Maria
Sacharowa.

Wie sie sagte, «zeigt das alles noch einmal das Fehlen einer konstruktiven Einstellung der tiirkischen Seite,
Engagiertheit und Subjektivitdt, das Fehlen einer verniinftigen Sicht der Situation.»

Sacharowa dusserte die Vermutung, dass die seit einigen Tagen zunehmende antirussische Rhetorik Ankaras mit
den erfolgreichen Operationen der syrischen Armee und der russischen Luftwaffe im Nordwesten Syriens
verbunden sei.

Quelle:  http://de.sputniknews.com/politik/20160218/307959770/tuerkei-luege-russland-bombardiert-syrien-zivilbevoelke-
rung.html

Den Schiessbefehl outsourcen: Merkels heuchlerische Fliichtlingspolitik
17.02.2016 * 08:00 Uhr

Die Sicherung der Landesgrenzen schliesst im Extremfall Gewaltanwendung mit ein — oder zumindest die
glaubhafte Androhung dieser. Das ist unpopuldr. Auf der Suche nach Antworten wie sich der Zustrom von
Migranten und Fliichtlingen dennoch begrenzen lisst, hat die Bundesregierung nun aber eine Antwort ge-
funden: Griechenland, die Tiirkei und vor allem die NATO sollen sich die Hinde schmutzig machen. Eine grosse
Heuchelei meint Gastautor Peter Haisenko.

Ein Gastbeitrag von Peter Haisenko

Im Sommer 2015 kam unerbetener Rat aus Australien: Macht es so wie wir. Wir retten Fliichtlinge aus Seenot,
fithren diese aber umgehend zurtick an ihren Ausgangsort. Es folgte der reflexartige Aufschrei, dass man so etwas
auf keinen Fall tun diirfe, allen voran Frau Merkel. Seit einigen Tagen gilt das nicht mehr, und es war wieder
Frau Merkel, die die 180-Grad Wendung als erste proklamierte.

Bis jetzt hat mir noch niemand erkldren konnen, wie eine Grenze im Extremfall ohne Gewaltanwendung ge -
sichert werden kann, zumindest ohne eine glaubhafte Androhung derselben. Der deutsche Grenzschiitzer darf
das auf keinen Fall, so die Reaktion auf Hinweise aus den Reihen der AfD. Dennoch herrscht mittlerweile —
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anders als noch vor wenigen Monaten — Einigkeit dartiber, dass der Zustrom von Migranten reduziert werden
muss. Mit der Stigmatisierung des Einsatzes ultimativer Mittel zur Grenzsicherung hat sich die Politik in ein
Dilemma begeben.

Die NATO soll es jetzt richten

Die feige Losung hiess dann: Griechenland soll seine Grenzen sichern. Eine Antwort auf die Frage, wie das Land
das bewerkstelligen soll, ist geflissentlich unterblieben. Konsequenterweise haben die Griechen dieses Ansinnen
abgelehnt, zum einen, weil sie dazu gar nicht in der Lage sind, zum andern aber auch, weil sie nicht die Rolle
des Buhmanns tibernehmen wollten, der notfalls auch auf Fliichtlinge schiessen muss. Letzte Woche hat dann
Frau Merkel eine Losung prasentiert, die die Verantwortung auf eine mehr oder weniger anonyme Masse ab-
wilzen soll: Die NATO soll die Seegrenze zur Tiirkei sichern unter dem Deckmintelchen, nur gegen Schleuser
vorgehen zu wollen. Die NATO-Kriegsschiffe sind bereits vor Ort.

Betrachtet man nun den Auftrag, den die NATO-KTrifte erhalten haben, wird es nur noch eklig. Fliichtlings-
transporte authalten, vom Landgang auf europdischen Boden abhalten, aufgefischte oder aus Seenot Gerettete
umgehend zuriickfiithren in die Tiirkei. Geht gar nicht, wurde noch vor einem guten halben Jahr allenthalben
herausposaunt. Wohlgemerkt, es war Frau Merkel selbst, die in Ankara diese neue Richtung proklamiert hat
und noch vor wenigen Tagen alle, die die neue Richtung schon lange gefordert hatten, konsequent in die Nazi-
Ecke verbannt hatte.

Halten wir also fest: Deutsche Grenzer tragen ihre Waffe nur als Dekoration, diirfen keine Gewalt zur Grenz-
sicherung anwenden. Griechen vielleicht schon, die NATO muss es tun. Wie anders kann es interpretiert werden,
wenn schwer bewaffnete Kriegsschiffe zur Grenzsicherung eingesetzt werden? Man stelle sich nur einmal das
Bild vor, wenn ein tiberladenes Schlauchboot von einem riesigen Kriegsschiff an der Weiterfahrt gehindert wird.
Hier nicht vom Einsatz massiver Gewalt zu sprechen, ist schlicht verlogen. Aber dann sind es eben nicht deutsche
Grenzer, die in Gefahr geraten, schindliche Taten gegen Fliichtlinge begehen zu miissen. Oder doch? Auch
Deutschland ist beteiligt an NATO-Truppen — aber hier kommen die Befehle eben nicht mehr direkt aus Berlin.

Heuchelei an allen Ecken und Enden

Zweifellos sind die Zustdnde in der Tiirkei nicht mit denen in Libyen zu vergleichen. Dennoch ist es eine Tatsache,
dass Erdogan Jagd auf Kurden macht und sie zu Tausenden abschlachten ldsst. Kann es moralisch vertretbar
sein, einen kurdischen Fliichtling gewaltsam in diese Ttirkei zurtickzuschicken? Kann die NATO unterscheiden,
ob es sich um ein Boot mir Syrern oder Kurden handelt? Gewalt ist grundsitzlich abzulehnen, aber in einer
Extremsituation — und wir erleben eine solche — ist sie eben manchmal und leider das letzte Mittel. Es ist eine
total verfahrene Situation, in die uns unsere Kanzlerin da hineingesteuert hat. Nach wie vor verweigert sie die
einzige gewaltfreie Losung, namlich ein klares Signal auszusenden, dass Fliichtlinge zumindest voriibergehend
nicht mehr willkommen sind, weil wir es eben wegen Uberforderung nicht mehr schaffen. Diese Weigerung ist
es, die dazu fiihrt, dass jetzt doch Gewalt angewendet werden soll, halt nur nicht direkt durch deutsche Grenzer.
Was fiir eine heuchlerische Feigheit!

Betrachten wir dazu die Sicherung> der europdischen Ostgrenze. Seit Monaten bringt die NATO mit Zustimmung
Berlins schweres Gerdt und Panzer in Massen Richtung Osten, um angeblich Schutz vor dem <«aggressiven Russ-
land> zu bieten. Die Grenzsicherung gegen angebliche russische Aggressoren darf also mit maximaler Gewalt
betrieben werden. Selbst dem Diimmsten muss aber klar sein, dass Moskau niemals sein Territorium gewaltsam
nach Westen ausdehnen wird. Die Russen konnen durch eine solche Aktion nicht die geringsten Vorteile erlangen
und betonen auch immer wieder, dass sie nicht daran denken, derartiges zu tun. Obwohl Russland — nicht die
Sowjetunion — niemals ein anderes Land angegriffen hat, wollen unsere Russlandhasser das nicht glauben.
Glauben wird aber dem grossten Liigner aller Zeiten geschenkt, den USA, die in der jlingeren Vergangenheit
routinemissig Lander in aller Welt angegriffen und zerstort haben. Es ist nach wie vor ein Tabu, 6ffentlich darauf
zu verweisen, dass es die USA, und nur die USA sind, die die Fliichtlingsstrome verursacht haben. Die Trans -
atlantiker haben hier ganze Arbeit geleistet.

Ist der versiegende Fliichtlingsstrom schon politisches Kalkiil?
Bereits seit einigen Wochen hat Mazedonien seine Verfahren an der griechischen Grenze umgestellt. Fliichtlinge
werden nur noch selektiv durchgelassen, die anderen zurtickgeschickt nach Griechenland. Ich erachte auch
einen hohen und gesicherten Stacheldrahtzaun als Gewaltanwendung im weiteren Sinn. Wo blieb der Aufschrei?
Oder ist man im Kanzleramt heimlich erfreut, dass wenigstens ein Teil der Probleme so von deutschen Grenzen
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ferngehalten wird, ohne dass man sich die Hinde schmutzig machen muss? Gleichzeitig wird aber Griechenland
jede Hilfe verweigert, mit den durch die mazedonische Grenzsicherung verschirften Problemen fertig zu
werden. Was fiir eine heuchlerische Haltung nach dem St.-Floriansprinzip: «... verschon’ mein Haus, ztind
and’re an.»

Wenn die griechisch-tiirkische Grenze durch den NATO-Einsatz undurchldssig gemacht wird, ist davon auszu-
gehen, dass der Fliichtlingsstrom nach Europa nahezu versiegen wird. Offensichtlich geht man im Kanzleramt
auch von diesem Kalkiil aus. Wie ich aus informierten Kreisen erfahren habe, werden bereits durchgeplante
Sofortmassnahmen fir den Bau von Flichtlingsunterkiinften inzwischen gezielt verzogert. So wurde der
eigentlich bereits baureif geplante Bau einer Containersiedlung gestoppt, weil jetzt plotzlich die Zeit vorhanden
sein soll, das Vorhaben erst einmal europdisch auszuschreiben. Damit, das ist klar, wird die Durchfithrung auf
den Sankt Nimmerleinstag verschoben. Ist hier die Uberlegung massgeblich, dass der Fliichtlingsstrom an der
tiirkischen Grenze zum Versiegen gebracht wird und man dann diese Unterkiinfte nicht mehr braucht?

Die heimliche Kehrtwende der Kanzlerin

Ich empfinde es als eine ungeheuerliche Heuchelei, erst alle als Nazis zu verdammen, die die Sicherung von
Grenzen thematisiert haben, um dann unter dem Mintelchen der NATO genau das zu tun — die Androhung
und notfalls auch die Anwendung von Gewalt billigend in Kauf nehmend. Frau Merkel handelt hier unglaublich
geschickt, aber widerlich heuchlerisch. Eine direkte Abkehr von ihrer Willkommenspolitik wiirde ihren Riick-
tritt unausweichlich machen. Also bleiben ihre 6ffentlichen Ausserungen auf der alten Linie, insgeheim hat sie
aber die grosse Kehrtwende schon vollzogen. Allerdings tiuscht sie die Offentlichkeit, indem sie ihr «reund-
liches Gesicht> weiterhin zur Schau trigt, tatsichlich aber anderen die <hissliche Fratze> aufbiirdet, die jetzt die
Probleme regeln sollen — der NATO.

Ich bezweifle, ob Frau Merkel ihre heimliche Kehrtwendung vollzogen hitte, wenn der Termin fiir drei Landtags-
wahlen am 13. Mirz nicht unaufhaltsam néher riickte. Der Zeitpunkt fiir den Auftrag an die NATO ist geschickt
gewdhlt. Durch die Sicherung der griechischen Grenze wird der Fliichtlingsstrom binnen eines Monats drastisch
zuriickgehen und man wird sagen konnen: Seht her, wir haben alles im Griff und selbstverstandlich alles richtig
gemacht. Dass das aber nur geschehen ist, weil die mehrheitliche Meinung das unumgénglich gemacht hat und
zu viele Abgeordnetenpositionen — und mit ihnen Macht und Geld — in Verlustgefahr sind, wird geleugnet. Das
Kanzleramt will Kontinuitdt demonstrieren, hat aber seine urspriingliche Position ins Gegenteil verkehrt. Das
ist nicht nur heuchlerisch feige, vielmehr wird der Wihler bewusst getauscht. Das gilt auch in Bezug auf die
Haltung gegentiber Russland.

Hochste Zeit fiir ein ehrliches Signal

Der ehemalige Generalinspekteur der Bundeswehr Kujat hat hierzu ein klares Wort gesprochen, indem er sinn-
gemiss sagte: «Der zaghafte Anlauf zu einer Friedenslosung in Syrien war nur moglich durch die Intervention
Russlands.» So seine Meinung, und wer nicht vollig in Amerikahorigkeit und Russenhass verfangen ist, kann
dem nur zustimmen. Nicht so Frau Merkel, die wiederum in Verkennung der Realitit weiterhin auf Russland
einpriigelt und Moskau die Schuld fiir neuerliche Fliichtlinge zuweist. Dass das Gegenteil die Wahrheit ist, kann
oder will sie nicht zugeben. Nach den auf der Miinchner Konferenz getroffenen Vereinbarungen, besteht erstmals
seit finf Jahren wenigstens ein Hoffnungsschimmer, das Morden in Syrien zu beenden.

Tatsache ist, dass bereits seit einiger Zeit Fliichtlinge in die mit russischer Hilfe von islamistischem Terror befreiten
Gebiete zurtickkehren. Die Menschen dort miissten jetzt von uns grosste Hilfe erhalten, damit sie ihre zerstorte
Heimat wieder bewohnbar machen konnen. Es miissten Schiffe mit Hilfsgiitern, Baustahl und Zement auf den
Weg nach Syrien gebracht werden, damit Fliichtlinge iiberhaupt zuriickkehren konnen/wollen. Aber solange
unsere Kanzlerin der Vorgabe aus Washington — Assad muss weg! — weiter treue Dienste leistet, wird sie diese
Hilfe genauso verweigern, wie sie den einzigen gewaltlosen Weg verweigert, Fliichtlinge vom gefihrlichen Weg
nach Europa abzuhalten: Das einfache Wort, bitte wenigstens fiir eine gewisse Zeit von einer Wanderung nach
Deutschland abzusehen, weil wir es gerade nicht mehr schaffen. Das wire ehrlich und keine feige Heuchelei.

RT Deutsch bemiiht sich um ein breites Meinungsspektrum. Gastbeitriige und Meinungsartikel miissen nicht die Sichtweise der
Redaktion widerspiegeln.
Quelle: https://deutsch.rt.com/meinung/36818-schiessbefehl-outsourcen-merkels-heuchlerische-fluchtlingspolitik/
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UN-Sonderberater und Okonom Jeffrey Sachs:

«Hillary Clinton ist eine Gefahr fiir den Weltfrieden»
22.02.2016 + 13:24 Uhr

Quelle: Reuters
Jeffrey Sachs und UN-Generalsekretir Kofi Annan (rechts) im UN-Hauptquartier in New York, Januar 2005.

In einem aktuellen Beitrag in der Huffington Post greift Jeffrey Sachs die amerikanische Prasidentschaftskan-
didatin Hillary Clinton wegen ihrer Rolle im Syrien-Konflikt scharf an. Der US-amerikanische Okonom und
UN-Sonderberater zeichnet nach, warum Clinton als Aussenministerin systematisch einen Regime-Change in
Syrien vorantrieb, der schliesslich in das aktuelle Blutbad fiihrte. Seine Bilanz: «Hillary Clinton ist eine Gefahr
fir den Weltfrieden.»

Der ehemalige IWF-Berater Jeffrey Sachs kennt die Aussenpolitik seines Landes wie kaum ein anderer. In den
1990er Jahren beteiligte er sich massgeblich daran, im Auftrag des IWF die wirtschaftlichen Strukturen in Russ -
land und Jugoslawien zu zerstoren. Spatestens jedoch seit der Schuldenkrise in Griechenland tritt der Harvard-
Professor als Kritiker seiner vormals selbst praktizierten neoliberalen Rezepte auf. Und er kritisiert immer
wieder die US-amerikanische Aussenpolitik, besonders die Politik des Regime-Change in Syrien.

Dieses Thema bietet auch den Anlass fiir seine aktuelle Wortmeldung. In der Debatte zwischen den US-ameri-
kanischen Kandidaten fiir die Prisidentschaft in Milwaukee behauptete Hillary Clinton, sie habe einen Beitrag
fiir eine Waffenruhe im Syrienkrieg geleistet. «Sie wissen, der Sicherheitsrat verabschiedete eine Resolution. Im
Kern ist dies eine Vereinbarung, die ich im Juni 2012 in Genf ausgehandelt habe», behauptete die ehemalige
Aussenministerin.

Fiir Jeffrey Sachs handelt es sich dabei um eine Luige: «Es ist diese Art von zwanghaften Falschdarstellungen, die
Clinton ungeeignet macht fiir das Prisidentenamt.» Clintons Rolle in Syrien, so Jeffrey Sachs, habe darin be-
standen, den Konflikt erst anzustiften und «das syrische Blutbad> dann zu verlidngern.

Im Jahr 2012 sei Hillary Clinton das zentrale Hindernis gewesen, als es darum ging, eine Losung zu finden,
erinnert sich Sachs. Er arbeitete damals als Berater fiir die Vereinten Nationen. Damals versuchte Kofi Annan
eine Waffenruhe auszuhandeln. Laut Jeffrey Sachs war es die Unnachgiebigkeit der USA, konkret: Clintons Un-
nachgiebigkeit, die zum Scheitern von Annans Friedensbemiihungen fiihrte. Dieser Punkt sei unter Diplomaten
allgemein bekannt.

Im Gegensatz dazu, was Hillary Clinton heute behauptet, gab es im Jahr 2012 keine Waffenruhe, sondern nur
ein <eskalierendes Blutbad>. Die Bewertung von Jeffrey Sachs lautet: «Clinton tragt eine grosse Verantwortung
fiir dieses Blutbad, das mittlerweile mehr als zehn Millionen Syrer vertrieben und mehr als 250000 Tote
hinterlassen hat.»
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Um seine Anschuldigung zu untermauern, ruft der ehemalige UN-Berater noch einmal die Hintergriinde des
Konfliktes in Erinnerung. ,«Jeder versteht, dass es im Syrienkrieg nicht hauptsichlich um Baschar al-Assad,
oder auch nur um Syrien selbst geht. Es ist vor allem ein Stellvertreterkrieg gegen den Iran.» Saudi-Arabien und
die Tiirkei, die fithrenden sunnitischen Michte im Nahen Osten, sehen Iran, die fithrende schiitische Macht, als
regionalen Rivalen um Macht und Einfluss.

So habe Hillary Clinton noch im Jahr 2010 zusammen mit Saudi-Arabien, der Tiirkei und «rechtsgerichteten
Israelis> versucht, die syrische Regierung aus dem «schiitischen Block> herauszulosen. Im Jahr 2010 unterstiitzte
sie geheime Verhandlungen zwischen Israel und Syrien, um das Land dem Einfluss des Iran zu entreissen. Als
diese Gespriche scheiterten, verlegten sich die CIA und Hillary Clinton auf den Plan B, Prasident Assad zu
stiirzen.

Die CIA und das anti-iranische Biindnis sahen in den Unruhen des Arabischen Friihlings vor allem die Chance,
Assad schnell zu stiirzen und damit einen geopolitischen Sieg einzufahren. Deshalb, erinnert sich Jeffrey Sachs,
wurde Clinton zur fithrenden Verfechterin bei den Bemithungen der CIA, einen Regimewechsel in Syrien her-
beizufiihren.

«Anfang 2011 nutzten die Tiirkei und Saudi-Arabien die lokalen Proteste gegen Assad, um zu versuchen, die
Bedingungen fiir seinen Sturz zu schaffen. Ab Frithjahr 2011 bereiteten die CIA und die US-Verbiindeten einen
bewaftneten Aufstand gegen das Regime vor. Am 18. August 2011 hat die US-Regierung ihre Position 6ffentlich
verkiindet: <Assad muss gehen.»»

Seitdem und bis hin zum jlngsten, zerbrechlichen Abkommen im UN-Sicherheitsrat, haben die USA sich
geweigert, einer Waffenruhe zuzustimmen, es sei denn, Prasident Assad wird zunéchst abgesetzt. Die offizielle
Linie der US-Politik, auch unter Clinton, bestand darin, erst einen Regime-Change zu erreichen und dann erst
einem Waffenstillstand zuzustimmen. «Schliesslich sind es nur Syrer, die sterben», kommentiert Sachs diese
Haltung.

Die Friedensbemiithungen von Kofi Annan wurden von den Vereinigten Staaten mit <unbeugsamer Beharrlich-
keit> hintertrieben, da einem Waffenstillstand ein von den USA angefiihrter Regimewechsel vorausgehen, oder
er ihn zumindest begleiten sollte. Die Vereinten Nationen stellten im August 2012 fest:

«Die US-Forderung, dass Assad zurticktreten muss und Sanktionen zu verhdngen sind, bevor ernsthafte Ver-
handlungen begonnen werden konnen, fiihrte, zusammen mit der Weigerung, den Iran in den Prozess einzu-
beziehen, zum Scheitern von [Annans] Mission.»

Hillary Clinton ist in der syrischen Krise kein kleines Licht gewesen. Ihr Diplomat, der Botschafter in Libyen,
Christopher Stevens, leitete eine CIA-Operation, um schwere Waffen aus Libyen nach Syrien zu schicken. Clin-
ton selbst tibernahm eine Hauptrolle dabei, die sogenannten Freunde Syriens> zusammenzubringen, welche
die von der CIA gefiihrte Aufstandsbewegung unterstiitzen.

«Die US-Politik war ein einziges massives, schreckliches Versagen», bilanziert Jeffrey Sachs aus heutiger Sicht.
Président Assad trat nicht zuriick. Stattdessen schickte die Russische Foderation militarische Unterstiitzung,
ebenso wie der Iran. Die Soldner, die der Westen in das Land schickte, um die Regierung zu stiirzen, waren
radikale Dschihadisten mit ihrer eigenen Agenda. Das Chaos machte den Weg frei fir den dslamischen Staat>
(Anm. Islamistischer Staat). Dessen Aktivisten rekrutierten sich aus unzufriedenen irakischen Offizieren, die
im Jahr 2003 von den USA abgesetzt worden waren. Sie bekamen von den USA die Waffen und erhebliche
Unterstiitzung aus saudischen Geldmitteln.

«Wenn die Wahrheit dariiber vollstindig bekannt wire, wiirde das sicher den Watergate-Skandal in den Schatten
stellen, was die Auswirkungen auf die Grundlagen des US-Establishments betrifft.»

«Die Hybris der Vereinigten Staaten scheint bei dieser Politik keine Grenzen zu kenneny, fiirchtet der Harvard
Okonom. Er geht davon aus, dass das Mittel eines «von der CIA ausgefiihrten Regimewechsels» so fest als
normales Instrument der US-Aussenpolitik etabliert ist, dass es von der US-Offentlichkeit oder den Medien
kaum noch wahrgenommen wird. Andere Regierungen zu stiirzen widerspricht zwar der UN-Charta und dem
Volkerrecht. «Aber was sollen solche Feinheiten unter Freunden?“», beschreibt Sachs die in den USA verbreitete
Haltung gegeniiber einem Bruch des Volkerrechts.

Jeffrey Sachs erinnert in seinem Beitrag noch einmal daran, dass der Staatsstreich in allen Fillen mit einem
Biirgerkrieg endete, also, was die US-Ziele betrifft, langfristig sogar ein gescheitertes Instrument ist. Von einem
zukiinftigen Prisidenten, argumentiert Sachs, verlangt es viel Fiihrungskraft, die CIA daran zu hindern, politi-
sche Katastrophen herbeizuftihren. Normalerweise versuchen die Prisidenten, <Missgeschicken zu entgehen,
indem sie mit den privaten <Auftragnehmern, den Generilen und den CIA-Agenten Handchen halten. Dadurch
schiitzen sie sich vor politischen Angriffen aus dem Lager der rechten Hardliner.
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Hillary Clinton, glaubt Sachs, hat noch nie <ein Jota Tapferkeit> bewiesen. Sie hat sich als <unnachgiebiger Fan
der CIA> erwiesen und wirkliche Zihigkeit nur darin gezeigt, jede noch so fehlgeleitete Operationen zu bejubeln.
«Hillary Clinton ist eine Gefahr fiir den Weltfrieden», schliesst Sachs und fordert abschliessend: «Sie hat in Be-
zug auf die Katastrophe in Syrien viele Fragen zu beantworten.»

Quelle: https://deutsch.rt.com/international/36902-jeffrey-sachs-hillary-clinton/

Was in Syrien wirklich abgeht
Dienstag, 23. Februar 2016, von Freeman um 18:00

Die Situation in Syrien ist sehr dynamisch, verdndert sich dauernd und ist undurchsichtig, deshalb will ich hier-
mit etwas Klarheit in die Diskussion bringen. Zur Verwirrung tragen natiirlich die Westmedien bei, die vollig
einseitig, falsch oder gar nicht tiber die Geschehnisse berichten. Am Montag haben Washington und Moskau
verkiindet, dass sie sich auf ein <Ende der Feindseligkeiten> in Syrien geeinigt haben, das ab Samstag den 27.
Februar in Kraft treten soll. Ausgenommen von der Feuerpause sind Angriffe auf die Kampfeinheiten, die von
der UN offiziell als Terrorgruppen gelistet sind, wie die ISIS und al-Nusra. Das Interessante dabei ist — und jetzt
haltet Euch fest —, das US-Regime hat Russland gebeten, die al-Nusra trotzdem nicht zu bombardieren, also die
syrischen Version der Al-Kaida. Warum? Weil sie ein Alliierter von Washington ist. Einen besseren Beweis fiir
die Unterstiitzung der radikal islamischen Terroristen in Syrien durch die Amerikaner gibt es nicht, was ich seit
Anfang des Umsturzversuchs vor fiinf Jahren gesagt habe. Damit wird die Natur dieses Konflikts vollig offen-
gelegt, wer wirklich hinter dem Terror steckt und fr die Fliichtlingskrise verantwortlich ist.

Der Grund warum die westlichen Kriegstreiber jetzt plotzlich auf einen quasi Waffenstillstand einlenken ist,
weil die syrische Armee mit Hilfe der iranischen Militarberater, der Kampfer der Hezbollah, und am meisten,
wegen der Militdrhilfe aus der Luft durch Russland, auf breiter Front am Siegen sind und die Terroristen zurtick-
dringen und zur Flucht zwingen. Die Anti-Assad-Koalition verliert in Syrien und will vor einer endgiiltigen
Niederlage noch das verbleibende eroberte Gebiet retten. Ihr urspriingliches Ziel, Prasident Assad zu stiirzen
und in Damaskus einen Regimewechsel herbeizufiihren, ist ihnen trotz massiver Intervention nicht gelungen
und wird ihnen auch nicht gelingen. Jetzt wollen sie auf einmal «verhandeln>.

Meiner Meinung nach kann man aber mit den Kopfabschneidern nicht verhandeln. Das ist vollig absurd.
Genauso wie es absurd ist, einen tollwiitigen Hund zdhmen und in einen Schosshund verwandeln zu wollen.
So eine Bestie kann man nur erschiessen. Deshalb ist die einzige realistische Losung, um die ISIS loszuwerden,
die militarische Losung, leider. Es gibt nur eine Moglichkeit, wirklichen Frieden in Syrien zu bewirken, ndmlich,
die Terroristen endgiiltig zu vernichten und aus dem Land zu treiben. Deshalb ist ISIS von der Feuerpause
ausgenommen.
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Warum gehen die russische und auch die syrische Regierung auf diesen Waffenstillstand ein? Weil sie hoffen,
dass gewisse «verniinftige> Krifte in Washington endlich einsehen, so kann es nicht weitergehen, die Unterstiit-
zung der Terroristen muss aufhoren, ihr Plan zur Destabilisierung von Syrien und tiberhaupt des Mittleren
Osten ist gescheitert. Moglicherweise muss im Herbst erst ein neuer Prasident ins Weisse Haus einziehen — wie
Trump oder Sanders, sicher nicht Hillary —, damit diese Einsicht auch umgesetzt wird.

Im Moment sieht es danach aus, dass die Krifte der Zuritickhaltung in Washington stark genug sind, um die
Tiirkei und Saudi Arabien davon abzuhalten, in Syrien mit eigenen Soldaten einzumarschieren, was sie an-
gekiindigt haben. Das wire ndmlich die absolute Katastrophe. Denn es wire die direkte Konfrontation zwischen
NATO und Russland, zwischen Iran und Saudi Arabien, und wiirde zu einem grossen Krieg bis hin zu einem
Atomkrieg fithren. Es gibt Leute, die das wollen, wie die Neocons, die um Obama herum sind.

Bedenklich ist die Situation von Erdogan, der seine ganze Karriere mit seiner Syrien-Politik aufs Spiel gesetzt
hat, die aber vollig gescheitert ist. Das gleiche trifft auf das saudische Regime zu, das sich ebenfalls extrem weit
aus dem Fenster gelehnt hat und immense Summen in den Sturz von Assad durch Terroristen investierte. Beide
kriegerischen Regionalmichte verlieren vollig ihr Gesicht, sollte jetzt eine friedliche Losung zustande kommen.
So irrational wie sich Erdogan bisher benommen hat, wiirde er eher einen Krieg mit Syrien anfangen, als einer
Verhandlungslosung zustimmen, mit Assad als Partner.

Die Situation, in der sich der Westen in Syrien befindet, ist vollig verworren und widerspriichlich. Da gibt es das
NATO-Mitglied Ttirkei, das einen Alliierten der USA im Kampf gegen ISIS bombardiert und bekriegt. Namlich
die kurdische YPG. Ankara definiert die YPG als Terroristen und Washington sieht sie als Partner im Krieg gegen
den Terror. Das heisst, der Westen bekdmpft sich gegenseitig und selbst. Kein Wunder schiittelt Moskau den
Kopf und fragt sich, was das soll.

Schauen wir uns an, was die Russen machen und was die Amerikaner machen. Russland unterstiitzt die legitime
Regierung von Syrien und ihre Armee, die ihr Land von den auslidndischen Terroristen befreien wollen. Die
Amerikaner aber unterstiitzen einen verworrenen Haufen von bewaffneten Gruppen, die sich gegenseitig hassen
und bekdmpfen, die aber die syrische Regierung beseitigen sollen. Was die Russen machen, ist vom internationalen
Recht gedeckt und gradlinig. Was Amerika macht, ist staatlicher Terror und ein eklatanter Rechtsbruch.

Auch innerhalb der Ttirkei gibt es grosse Widerspriiche und Differenzen. Da gibt es einerseits die Grossmanns-
sucht von Erdogan, die Ttirkei in ein neues Osmanisches Reich zu verwandeln und mit Waffengewalt territorial
zu vergrossern. Andrerseits das tiirkische Militar und die politischen Krifte der Opposition, die Zuriickhaltung
tiben und keine militarische Abenteuer mit einer Invasion Syriens eingehen wollen. Ich hoffe, dass die Vernunft
in der Tirkei die Oberhand gewinnt und Erdogan zuriickgehalten wird.

Diese Differenz kam deutlich zum Ausdruck, als der Stabschef der tiirkischen Militdrs sagte, ohne eine Resolution
des UN-Sicherheitsrats, werde die tiirkische Armee NICHT in Syrien einmarschieren. Stand am 10. Februar auf
der Frontseite der <Hurriyet». Das ist eine klare Ansage an Erdogan; wenn er den Befehl geben sollte, dann wird
er nicht ausgefiihrt. Die Tiirkei ist schon lange genug in einen blutigen Krieg mit den einheimischen Kurden
involviert, der die Ressourcen stark strapaziert und das Land entzweit.

Die Aussage von Erdogan, die Tiirkei habe das Recht Antiterroroperationen in Syrien oder «auf jedem anderen
Boden» durchzufiihren, ist gelinde gesagt vollig verantwortungslos. Ubersetzt heisst das, er will nicht nur die
Souveridnitit von Syrien verletzen, sondern in jedes Land einfallen, in dem er Terroristen vermutet. In Deutsch-
land gibt es viele Kurden und darunter Anhinger der PKK. Will er auch dort seine Bomben abwerfen?

Dabei hat sich der Grund fir die oben genannte Aussage von Erdogan als vollig falsch erwiesen, namlich die
Herkunft des Attentiters, der fiir den Bombenanschlag in Ankara vom vergangenen Mittwoch verantwortlich
gemacht wird, wodurch 29 Menschen getotet wurden. Der tiirkische Premierminister Davutoglu schob die
Schuld sofort auf die kurdische YPG in Syrien. Er sagte, der YPG-Kadmpfer Salih Necar aus der syrischen Stadt
Hasakah sei der Attentiter gewesen.

Aber laut DNA-Analyse wurde der Téter in der Tiirkei geboren und nicht in Syrien. Am Dienstag haben tiirkische
Sicherheitsexperten ausgesagt, dass DNA-Proben, die vom Anschlagsort entnommen wurden, aufzeigen, dass
es Abdulbaki Somer war, der in der osttiirkischen Stadt Van geboren wurde. Die Freiheitsfalken Kurdistans
(TAK), eine kurdische Terrororganisation in der Tiirkei, haben auf ihrer Webseite auch die Verantwortung fiir
den Anschlag tibernommen.

Laut der staatlichen tiirkischen Nachrichtenagentur Anadolu, hat die Staatsanwaltschaft die DNA-Analyse und
Téaterschaft von Abdulbaki Somer mittlerweile bestitigt. Es handelt sich also um eine Auseinandersetzung
innerhalb der Tiirkei, und Syrien hat damit gar nichts zu tun. Erdogans Begriindung, wegen dem Anschlag in
Syrien <Antiterroroperationen> gegen die YPG durchfithren zu wollen, ist haltlos und unberechtigt.
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Der Anfiihrer der YPG hat heftig bestritten, mit dem Bombenanschlag in Ankara etwas zu tun zu haben, und
er sagte, die tiirkische Regierung benutze diesen nur als Vorwand, um die Angriffe in Syrien gegen die YPG zu
steigern. Erdogan hitte das Attentat noch so gerne der YPG in die Schuhe schieben und als vorgespiegelten
Grund fiir eine Invasion Syriens verwenden wollen.

Mit der zwischen Moskau und Washington vereinbarten Feuerpause werden diese abenteuerlichen Geliiste hoffent-
lich gestoppt. Mal sehen ob die Vereinbarung auch von allen Parteien eingehalten wird, die ab kommendem
Samstag 0.00 Uhr gelten soll. Als vollige Uberraschung fiir den Westen hat die <ach so bse und undemokratisches
syrische Regierung dem Waffenstillstand zugestimmt und Parlamentswahlen fiir den 13. April ausgerufen.
Dann kann das syrische Volk entscheiden, wer es wirklich vertreten soll.

Das Dilemma, in dem sich Washington befindet, Friedens-Kriegs-Nobelpreistrager Obama begann seine Prisi -
dentschaft mit dem aussenpolitischen Ziel, Assad zu entfernen und ihn verschwinden zu lassen, so wie mit
Saddam Hussein und Muammar Gaddafi geschehen. Jetzt sieht es aber so aus, dass Obama das Weisse Haus
Ende Jahr verlassen und Baschar Hafiz al-Assad immer noch Prisident Syriens sein wird. Was fiir eine Ironie!

Quelle: http://alles-schallundrauch.blogspot.de/2016/02/was-in-syrien-wirklich-abgeht.html

12:37 25.02.2016(aktualisiert 13:43 25.02.2016)

Laut Angaben der Bundesregierung werden 3,6 Millionen Fliichtlinge bis 2020 erwartet, der Haushalt
wird schnell iiberfordert. Nach Ansicht des Wiener Wissenschaftlers Kunibert Raffer hat in erster
Linie die Finladung von Bundeskanzlerin Angela Merkel das Problem der Massenimmigration
verursacht.

«Ich glaube, am verniinftigsten wire es gewesen, die Genfer Fliichtlingskonvention von Haus aus strikt anzu-
wenden und nicht tiber lingere Zeit in Osterreich und in Deutschland durch die Einladung von Frau Merkel
einfach jeden durchzulassen», sagt Kunibert Raffer, Professor am Institut fiir Volkswirtschaftslehre der Univer-
sitdt Wien, gegentiber Sputniknews. Damit seien viele nicht subsididre Schutzbediirftige gekommen, was zur
Uberlastung gefiihrt habe. «Wiren in Osterreich nur Fliichtlinge nach der Genfer Konvention angekommen
oder tatsichlich subsididre Schutzbediirftige, dann gibe es das Problem der Massenimmigration tiberhaupt
nicht», so Raffer.

Man miisse, so der Professor weiter, Leute a priori zuriickweisen, die die Qualititen eines Asylbewerbers nicht
erfiillen. «Ich glaube nicht, dass eine EU-Vereinbarung maglich ist. Man muss auch die Position der osteuro -
pdischen Lander verstehen, die im Hinblick darauf, dass manche Staaten Leute aufnehmen, die weder Fliicht-
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linge noch subsididre Schutzbediirftige sind, durchlassen, einen Teil davon nicht aufnehmen wollen», meint
Raffer.

Auf Osterreichs Initiative fand am 24. Februar die sogenannte Westbalkankonferenz statt. Es wurde ein gemein-
sames Massnahmenpaket vereinbart. Demnach sollen die Voraussetzungen fir den Grenziibertritt in den
Liandern abgestimmt werden und nur mehr <offenkundig schutzbediirftigen Personen> die Einreise erlaubt
werden. Ziel sei es, die Migrationsstrome zu stoppen, erkldrte Innenministerin Johanna Mikl-Leitner (OVP).

Quelle: http://de.sputniknews.com/politik/20160225/308083189/fluechtlingskrise-merkel-einladung-massenimmigration. html

17:10 25.02.2016(aktualisiert 17:17 25.02.2016)

Immer mehr Menschen zweifeln an dem Bild, das westliche Medien von der Welt zeichnen. Das
Ergebnis ist eine zunehmende Unzufriedenheit. «In der Bevolkerung entsteht der Eindruck, dass es
nur noch eine Meinung gibt», sagt Willy Wimmer, ehemaliger Vizeprasident der OSZE. Er beklagt
eine «dunkle Periode in der deutschen Presselandschaft>.

Herr Wimmer, sie beklagen aktuell einen Verlust von Pluralitit in der westlichen Presse. Woran machen Sie
das fest?

Unter Pluralismus muss man ja verstehen, dass die Meinungsvielfalt in einem Land, auch tiber die Medien zum
Ausdruck gebracht wird. Und seit dem volkerrechtswidrigen Krieg gegen Jugoslawien sind die westlichen Print-
medien und o6ffentlich-rechtlichen Rundfunk- und Fernsehanstalten zu einem reinen Instrument der Kriegs-
forderung degeneriert. Man muss ja nur einmal an CNN und die BBC in diesem Zusammenhang erinnern. So
wird die Meinungsvielfalt, die es ja frither gegeben hat, jetzt v6llig ausgeblendet und in der Bevolkerung entsteht
der Eindruck, dass es nur noch eine Meinung gibt. Und das ist fiir unser Land todlich.

Hat Pluralitit fiir Sie denn grundsitzlich auch etwas mit Pressefreiheit zu tun, oder sind das zwei verschiedene
Paar Schuhe?

Nein, nach meinem Verstdndnis ist Pluralitit ein Grundpfeiler der Pressefreiheit — und tibrigens auch des
demokratischen Staates ganz generell. Und wir sehen ja, wie sich das auswirkt, wenn wir einmal westliche Medien
im Zusammenhang mit den heutigen russischen Medien vergleichen. Ich kann mir da ein Urteil erlauben, weil
ich vielfach Gesprache auch mit russischen Medien gefiithrt habe. Dort kann man Gedanken entwickeln, wenn
man mit russischen Medien spricht. In westlichen Medien legen die Redaktionen dagegen vorher die Linie fest
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und sie suchen dann im politischen und gesellschaftlichen Bereich Personen, die dieser Meinung entsprechen.
Die diirfen dann fiir 20 Sekunden ihr Gesicht, oder ihre Stimme hergeben, und das ist dann eine Sendung. Das
ist ja das merkwiirdige an der heutigen Entwicklung: Wir haben es bei den russischen Medien eigentlich mit
den klassischen Medien zu tun, wie wir sie frither aus dem Westen kannten, wo Pressefreiheit garantiert war.
Und bei dem, was wir im Westen derzeit sehen, haben wir Mechanismen, die uns an die alte Sowjetunion er-
innern. Wir leben also in einer vollig verqueren Welt.

Sie haben mit Blick auf Pluralitit auch speziell die Deutsche Welle ins Auge gefasst, konnen Sie das néher
ausfiihren?

Ja, das muss man ja mit aller Deutlichkeit sagen: Wenn sich der Chefredakteur der Deutschen Welle vor einigen
Jahren damit briistete, Kooperationsvertrage nur mit russischen Oppositionsmedien abgeschlossen zu haben,
dann kann ich nur fragen, wie verkommen muss man eigentlich bei der Medienzusammenarbeit sein? Es
kommt doch in meinem Verstindnis darauf an, dass man nicht nur mit einem Medium zusammenarbeitet, nur
weil es gegen die derzeitige politische Fithrung in Moskau eingestellt ist.

Nehmen wir mal ein konkretes Beispiel: Die Fliichtlingskrise in der EU. Wie bewerten Sie hier die Arbeit der
westlichen Medien?

Das muss man wirklich beklagen. Die Bundesregierung, die ohne Erkldrung eine bestimmte Politik durchfiihrt,
kann sicher sein, dass die Merkel-Schwadronen so sehr trommeln, dass jeder Andersdenkende eingeschiichtert
wird. Sowas haben wir in diesem Land seit Erich Honecker und seit 1933 nicht erlebt. Wir gehen durch eine
ganz dunkle Periode der deutschen Presselandschaft, wenn wir uns die derzeitige Politik in diesem Zusammen-
hang ansehen.

Immer wieder ein Dorn im Auge von westlichen Regierungen, wie anscheinend auch der Bundesregierung,
scheint die russische Berichterstattung zu sein. Auch Sputnik oder RT werden in diesem Zusammenhang hier-
zulande immer wieder genannt. Warum glauben Sie, gibt es diese Vorbehalte?

Die russischen Medien tragen dazu bei, Pressefreiheit im Westen Europas tiberhaupt wieder herstellen zu
konnen. Wenn wir die russischen Medien nicht bei uns hitten, dann wiirden wir ja ununterbrochen unter diesen
kriegstrommelnden Medien des Westens leiden und von einem Konflikt in den anderen getrieben werden. Und
man muss ja fast an Lenin denken, der mal diesen berithmten Satz geprigt hat, dass die Leute mit den Fiissen
abstimmen konnen. Hier ist es doch genauso. Wenn ich fiir RT, etc. 700 Millionen Zuschauer weltweit habe,
oder 3 Milliarden Klicks im Zusammenhang mit deren YouTube-Auftritten, dann kann ich doch nur sagen:
Warum sollen denn Millionen Menschen irren? Da ist ja der WDR — den ich ansonsten manchmal schitze —
nur noch ein Vorort-Sender. Und hier kommt etwas hoch, was man natiirlich sehen muss: Die sind neidisch,
total neidisch. Wenn die Auflagen in den westlichen Zeitungen so zuriickgehen, wie es zurzeit der Fall ist, dann
siecht man dort natiirlich mit Schrecken, wenn die Leute zu den Medien wechseln, die ein anderes Bild darstellen.
Das heisst, hier ist Konkurrenzneid Massstab fiir die Presselandschaft. Und diese Medien kooperieren natiirlich
mit den Politikern, die sich ebenfalls dariiber beklagen, dass ihnen die Menschen abwandern.

Nun gilt in Deutschland schnell als <Verschworungstheoretiker), oder «Brandstifter», wer vom Mainstream
abweichende Meinungen formuliert. Auch Ihnen hat man dies schon vorgeworfen. Was entgegnen Sie diesen
Stimmen?

Wenn man die Leute mundtot machen moéchte, dann nimmt man Abschied von einem normalen, demokrati-
schen Diskurs. Man muss seine Meinung sagen konnen und sich so gemeinsam bemiihen, zu einer besseren
Politik zu kommen. Das wird aber spitestens seit dem Krieg gegen Jugoslawien in der Bundesrepublik Deutsch-
land an die Wand gespielt. Und das geht ja sogar so weit, dass anders Denkende sich weigern, offentlich ihre
Meinung zu sagen. In meinem Verstindnis ist unser Land in der demokratischen Struktur sowas von ver -
kommen, dass einem nur noch schlecht werden kann. Und das Schlimme fiir mich ist: Das ist ja schon wieder
damit verbunden, dass das alles aus Berlin gesteuert wird. In der alten Bundesrepublik hitte man iiber so etwas
gar nicht reden miissen, weil es so etwas gar nicht gegeben hat. Wir schauen nach Berlin und sehen, dass wild
gewordene Professoren eine Bundesregierung stiitzen, die dann auch noch von Hegemonie in Europa traumt.
Es wird Zeit, in diesem Land mit so etwas aufzuriumen.
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Herr Wimmer, vor allem im Internet gibt es in Zeiten der Fliichtlingskrise auch eine Menge Fehlinformationen.
Viele Menschen konnen dann auch schlecht zwischen Fakten und Meinungsmache differenzieren. Blicken wir
zum Beispiel auf Pegida und dhnliche Vereinigungen. Wie sehen Sie dieses Problem?
Ja, man muss natiirlich von den Medien erwarten — Rundfunk, Zeitungen, etc. —, dass sie einem Qualitdtsniveau
entsprechen und sie den Leuten etwas an die Hand geben, das die Menschen in ihrer Meinungsfindung solide
starkt. Das ist in meinem Verstidndnis auch die Aufgabe von Medien. Aber in dem Masse, in dem die Medien
bei uns verkommen sind, da miissen wir uns nicht wundern, wenn Sumpfbliiten tiberall entstehen. Und das ist
fiir unser Land verhdngnisvoll.

Interview: Marcel Joppa
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	Merkels Selbstermächtigung à la 1933 –Ex-Staatssekretär Willy Wimmer über Deutschland und seine Zukunft
	EUdSSR will die Schweiz entwaffnen
	Ein Wort dazu:
	Stimme und Gegenstimme
	Laut dem Aussenministerium der Russischen Föderation sind die Behauptungen der Türkei, dass dierussische Luftwaffe in Syrien zielgerichtet die Zivilbevölkerung vernichten würde, eine Lüge.
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